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REPUBLIK öSTERREICH I A6� /HE 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR. SOZIALE VER.WALTUNG 

1010 Wien, den 9. Jul i 1985 
Stubenring 1 

Zl. 20. 791/2-1b/85 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Bauern-Sozialver­
sicherungsgesetz geändert wird 
(9. Nove11e zum BSVG) ; 

Einleitung des Begutachtungs­
verfahrens. 

Telefon 7500 Telex 111145 oder 111780 
Auskunft 

Bruckner 

Klappe 6352 Durchwahl 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung beehrt 

sich, 25 Ausfertigungen des Entwurfes eines Bundesge­

setzes, mit dem das Bauern-Sozialversicherungsgesetz ge­

ändert wird (9. Novelle zum BSVG), samt Erläuterungen und 

Textgegenüberstellungen zu übermitteln. Es wird ersucht, 

die Obmänner der parlamentarischen Klubs zu beteilen. 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates anläß­

lieh der Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes 

wurden die begutachtenden Stellen aufgefordert, 25 Aus­

fertigungen ihrer Stellungnahme dem Präsidium des Na­

tionalrates zu übermitteln. 

Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme wurde mit 

13. September 1985 festgesetzt. 
I U\ 

Für den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Au fertigung: 

./ /" �1j 
DVJl: 0017001 u. 001701' 

H a u s n e r 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR SOZIALE VERWALTUNG Zl. 20. 791/2-1b/85 

Bundesgesetz vom • • • • • • • • • . • • • • • • • • • • • • • • • •  , mit 

dem das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert 

wird (9. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 

559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 

684/1978, BGBl. Nr. 532/1979, BGB1. Nr. 587/1980, BGB1. Nr. 

284/1981, BGBl. Nr. 590/1981, BGBl. Nr. 649/1982, BGBl. Nr. 

384/1983, BGBl. Nr. 592/1983, BGBl. Nr. 486/1984 und BGBl. 

Nr. 205/1985 wird geändert wie folgt: 
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1. a) § 2 a Abs. 1 Z 3 lautet: 

"3. al.s Bezieher einer Geldleistung nach dem 

Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 bzw. nach dem 

Sonderunterstützungsgesetz, BGBl. Nr. 642/1973, in der 

Krankenversicherung nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz versichert ist oder Anspruch auf 

Kranken- oder Wochengeld aus der Krankenversicherung nach 

dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz hat, auch wenn 

dieser Anspruch ruht, oder" 

b) Im § 2 a Abs. 1 Z 5 wird der Ausdruck 

"Pflichtversicherung nach Z 1" durch den Ausdruck 

"Pflichtversicherung nach Z 1 bzw. nach Z 3" ersetzt. 

2. a) § 5 Abs. 2 Z 2 lautet: 

"2. Personen und deren Ehegatten, denen (für die) durch 

eine eigene Krankenfürsorgeeinrichtung eines 

öffentlich-rechtlichen Dienstgebers mindestens die 

Leistungen der Krankenversicherung öffentlich Bediensteter 

gesichert sind; " 

b) § 5 Abs. 2 Z 4 letzter Satz lautet: 

"Hiebei kommt jedoch nur ein Ehegatte in Betracht, der nicht 

dem im § 78 Abs. 6 angeführten Personenkreis angehört." 

3. Im § 8 Abs. 3 letzter Satz wird der Ausdruck "des 

gerichtlichen Urteiles" durch den Ausdruck "der 

gerichtlichen Entscheidung" ersetzt. 

4. Im § 12 Abs. 4 Z 1 wird der Ausdruck "§  11 Abs. 2" 

durch den Ausdruck "§ 11 Abs. 3" ersetzt. 
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5. Der bisherige Inhalt des § 18 erhält die Bezeichnung 

Abs. 1. Als Abs. 2 wird angefügt: 

"(2) Abs. 1 gilt entsprechend für Personen, die eine 

Leistung beantragt haben bzw. die nach § 408 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes zur Fortsetzung des Verfahrens 

berechtigt sind, sobald sie vom Versicherungsträger 

nachweislich über den Umfang ihrer Meldepflicht belehrt 

wurden. " 

6. Dem § 25 wird ein Abs. 4 mit folgendem Wortlaut 

angefügt: 

"(4) Abs. 2 gilt nicht für Personen, die gemäß § 8 Abs. 1 

Z 5 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 

Kranken- und in der Pensionsversicherung teilversichert 

sind. Für diese Personen gilt § 52 Abs. 3 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes. " 

7. § 31 Abs. 4 lautet: 

"(4) Uber den Betrag gemäß Abs. 3 hinaus leistet der Bund 

für jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe des 

Betrages, um den 100,5 vH der Aufwendungen die Erträge 

übersteigen. Hiebei sind bei den Aufwendungen die 

Ausgleichszulagen und die außerordentlichen Zuschüsse des 

Dienstgebers zur Rückstellung für Pensionszwecke, bei den 

Erträgen der Bundesbeitrag und die Ersätze für 

Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen. " 

8. a) § 38 Abs. 2 lautet: 

"(2) Der Erwerber eines Betriebes haftet für Beiträge, 

die sein Vorgänger zu zahlen gehabt hätte, unbeschadet der 

fortdauernden Haftung des Vorgängers sowie der Haftung des 

Betriebsnachfolgers nach § 1409 ABGB und der Haftung des 

Erwerbers nach § 25 des Handelsgesetzbuches für die Zeit von 
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höchstens zwölf Monaten vom Tag des Erwerbes 

zurückgerechnet. Im Fall einer Anfrage beim 

Versicherungsträger haftet er jedoch nur mit dem Betrag, der 

ihm als Rückstand ausgewiesen worden ist." 

b) Dem § 38 werden folgende Abs. 3 bis 9 angefügt: 

"(3) Abs. 2 gilt nicht bei einem Erwerb aus einer 

Konkursmasse oder im Zuge eines Vollstreckungsverfahrens. 

(4) Geht der Betrieb auf 

1. einen Angehörigen des Betriebsvorgängers gemäß 

Abs. 5, 
2. eine am Betrieb des Vorgängers wesentlich beteiligte 

Person gemäß Abs. 6 oder 

3. eine Person mit wesentlichem Einfluß auf die 

Geschäftsführung des Betriebsvorgängers (zB Geschäftsführer, 

leitender Angestellter, Prokurist), 

über, so haftet dieser Betriebsnachfolger ohne Rücksicht auf 

das dem Betriebsübergang zugrunde liegende Rechtsgeschäft 

wie ein Erwerber gemäß Abs. 2, solange er nicht nachweist, 

daß er die Beitragsschulden nicht kannte bzw. trotz seiner 

Stellung im Betrieb des Vorgängers nicht kennen konnte. 

(5) Angehörige gemäß Abs. 4 Z 1 sind: 

1. der Ehegatte; 

2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten 

zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie, und zwar auch 

dann, wenn die Verwandtschaft auf einer unehelichen Geburt 

beruht; 

3. die Verschwägerten in gerader Linie und die 

Verschwägerten zweiten Grades in der Seitenlinie, und zwar 

auch in Fällen unehelicher Verwandtschaft; 

4. die Wahl(Pflege)eltern und die Wahl (Pflege) kinder; 

5. der Lebensgefährte; 

6. die im § 32 Abs. 2 der Konkursordnung genannten 

Personen. 

- 4 -
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(6) Eine Person ist an einem Betrieb wesentlich 

beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel Anteil am 

Betriebskapital hat. Bei der Beurteilung des Anteiles am 

Betriebskapital ist der wahre wirtschaftliche Gehalt und 

nicht die äußere Erscheinungsform des Sachverhaltes 

maßgebend. Die § §  22 bis 24 der Bundesabgabenordnung sind 

sinngemäß anzuwenden. 

(7) Stehen Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb dienen, 

nicht im Eigentum des Betriebsinhabers, sondern im Eigentum 

einer der im Abs. 4 genannten Personen, so haftet der 

Eigentümer der Wirtschaftsgüter mit diesen Gütern für die 

Beiträge, solange er nicht nachweist, daß er die 

Beitragsschulden nicht kannte bzw. trotz seiner Stellung im 

Betrieb nicht kennen konnte. 

(8) Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen 

Personen und die gesetzlichen Vertreter natürlicher Personen 

haften neben den durch sie vertretenen Beitragsschuldnern 

für die von diesen zu entrichtenden Beiträge insoweit, als 

die Beiträge infolge schuldhafter verletzung der den 

Vertretern auferlegten Pflichten nicht entrichtet wurden. 

(9) Notare, Rechtsanwälte und Wirtschafts treuhänder 

haften wegen Handlungen, die sie in Ausübung ihres Berufes 

bei der Beratung in Beitragssachen vorgenommen haben, gemäß 

Abs. 8 nur dann, wenn diese Handlungen eine Verletzung ihrer 

Berufspflichten enthalten. Ob eine solche Verletzung der 

Berufspflichten vorliegt, ist auf Anzeige des 

versicherungsträgers im Disziplinarverfahren zu 

entscheiden." 

9. § 39 Abs. 2 wird aufgehoben. 
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10. § 40 lautet: 

"Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge 

§ 40. (1) Zu Ungebühr entrichtete Beiträge können, soweit 

im folgenden nichts anderes bestimmt wird, vom Versicherten 

zurückgefordert werden. Das Recht auf Rückforderung verjährt 

binnen zwei Jahren nach deren Zahlung. Der Lauf der 

Verjährung des Rückforderungsrechtes wird durch Einleitung 

eines Verwaltungsverfahrens zur Herbeiführung einer 

Entscheidung, aus der sich die Ungebührlichkeit der 

Beitragsentrichtung ergibt, bis zu einem Anerkenntnis durch 

den Versicherungsträger bzw. bis zum Eintritt der 

Rechtskraft der Entscheidung im Verwaltungsverfahren 

gehemmt. 

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche 

eine Formalversicherung begründet wurde, sowie von Beiträgen 

zu einer Versicherung, aus welcher innerhalb des Zeitraumes, 

für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine 

Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum 

ausgeschlossen. Desgleichen ist die Rückforderung 

ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für den Beiträge 

ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt 

worden ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß 

des Leistungsanspruches von Einfluß waren, es sei denn, der 

zur Leistungserbringung zuständige Versicherungsträger hätte 

die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des Verfahrens 

( §  69 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1950) 

neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden. 

(3) Wenn statt des Versicherungsträgers, an den die 

Beiträge zu Ungebühr entrichtet worden sind, ein anderer 

Versicherungsträger zur Leistungserbringung zuständig war 

und dem ersteren Versicherungsträger gegenüber dem letzteren 

ein Ersatzanspruch für zu Unrecht erbrachte Leistungen gemäß 

§ 170 zusteht, hat der unzuständige Versicherungsträger die 

ungebührlich entrichteten Beiträge ohne Rücksicht auf die 
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Verjährungsfrist (Abs. 1) für den gesamten Zeitraum, für den 

an den zuständigen Versicherungsträger nachträglich Beiträge 

zu entrichten sind, an den zuständigen Versicherungsträger 

zu überweisen. Der überwiesene Betrag ist auf die vom 

zuständigen Versicherungsträger geschuldeten Beiträge 

anzurechnen. Der zuständige Versicherungsträger hat einen 

hiedurch allenfalls entstehenden Uberschuß an Beiträgen dem 

Beitragsschuldner gutzuschreiben bzw., falls dies nicht 

möglich ist, zu erstatten. 

(4) Abs. 2 gilt nicht für Beiträge, die zwar nicht zur 

Gänze ungebührlich, jedoch von einer zu hohen 

Beitragsgrundlage oder unter Anwendung eines zu hohen 

Beitragssatzes entrichtet worden sind, sofern innerhalb des 

in Betracht kommenden Zeitraumes nur solche Leistungen 

erbracht wurden, die auch dann, wenn die Beiträge in 

richtiger Höhe entrichtet worden wären, im gleichen Ausmaß 

gebührt hätten. 

(5 ) Die Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge 

steht dem Beitragsschuldner ( §  33 Abs. 2) zu, in den Fällen 

des § 2 Abs. 5 und § 3 Abs. 3 der Verlassenschaft zu." 

11. a) § 42 Abs. 2 Z 3 lautet: 

"3. für den Bereich der Pensionsversicherung bis zu 

1, 25 vT der Erträge an VersiCherungsbeiträgen gemäß § 24 

Abs. 2 zuzüglich des Beitrages gemäß § 31 Abs. 3" 

b) § 42 Abs. 3 lautet: 

"(3) Uberweisungen gemäß Abs. 2 Z 1 lit. b, Z 2 lit. b 

und Z 3 dürfen nur soweit erfolgen, daß die Mittel des 

Unterstützungs fonds am Ende des Geschäftsjahres im Bereich 

der Krankenversicherung den Betrag von 5 vT der Erträge an 

Versicherungsbeiträgen aus dieser Versicherung, im Bereich 

der Unfallversicherung den Betrag von 2 vT der im Abs. 2 Z 2 

lit. b bezeichneten Erträge und im Bereich der 

Pensionsversicherung den Betrag von 2, 5 vT der Erträge an 
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Versicherungsbeiträgen gemäß § 24 Abs. 2 zuzüglich des 

Beitrages gemäß § 31 Abs. 3 nicht übersteigen." 

12. § 51 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Hinterbliebenenpensionen mit Ausnahme solcher nach einem 

Pensionsempfänger fallen mit Erfüllung der 

Anspruchsvoraussetzungen an, wenn der Antrag binnen sechs 

Monaten nach Erfüllung der Voraussetzungen gestellt wird; 

diese Antragsfrist verlängert sich um die Dauer eines 

Verfahrens zur Feststellung der Vaterschaft und beginnt bei 

waisenpensionsberechtigten, die erst nach dem Eintritt des 

Versicherungsfalles geboren werden, mit dem Tag der Geburt." 

13. § 66 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Bei Geldleistungen verlängert sich diese Frist um jene 

Zeiten, innerhalb deren die Leistung gemäß § 68 auszuzahlen 

ist. " 

14. § 72 Abs. 2 lautet: 

"(2) Das Recht auf Rückforderung nach Abs. 1 

a) besteht nicht, wenn der Versicherungsträger 

erkennen mußte, daß die Leistung zu Unrecht 

erbracht worden ist; 

b) verjährt binnen zwei Jahren nach dem Zeitpunkt, in 

dem dem Versicherungsträger bekannt geworden ist, 

daß die Leistung zu Unrecht erbracht worden ist." 

15. a) § 78 Abs. 2 Z 1 lautet: 

"1. der Ehegatte eines gemäß § 2 Pflichtversicherten, 

sofern er seinen Lebensunterhalt überwiegend aus dem Ertrag 

des land (forst) wirtschaftlichen Betriebes bestreitet, sowie 

der Ehegatte eines gemäß § 8 Weiterversicherten unter der 

weiteren Voraussetzung des Abs. 6, " 

- 8 -
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b) Im § 78 Abs. 5 erster Satz entfallen die Worte "gemäß 

Abs. 2 bzw. ". 

c) § 78 Abs. 6 lautet: 

" (6) Die in Abs. 2 Z 1 genannten Personen gelten nur als 

Angehörige, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

a) im § 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die 

Sozialversicherung freiberuflich selbständig 

Erwerbstätiger, BGBl. Nr. 624/1978, oder im § 1 

Abs. 1 des Notarversicherungsgesetzes 1972, 

BGBl. Nr. 66/1972, angeführt ist oder 

b) eine Pension nach den in lit. a genannten 

Bundesgesetzen bezieht. " 

16. a) § 80 Abs. 3 lit. a lautet: 

"a) bei Leistungen gemäß den § §  81, 82, 82 a, 97 

und 101;" 

b) § 80 Abs. 4 lit. d wird aufgehoben. 

17. § 82 a Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Der Versicherungsträger hat unbeschadet seiner 

anderweitigen gesetzlichen Aufgaben sonstige Maßnahmen zur 

Erhaltung der Volksgesundheit durchzuführen. " 

18. a) § 107 Abs. 1 Z 2 lit. c lautet: 

"c) aufgrund der Bestimmungen des Wehrgesetzes 1978 

ordentlichen oder außerordentlichen Präsenzdienst 

- ausgenommen Zeiten einer Pflichtversicherung 

gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes - oder aufgrund der 

Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordentlichen 

oder außerordentlichen Zivildienst geleistet hat;" 
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b) § 107 Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Zeiten, während derer der Versicherte Ubergangsgeld 

gemäß § 15 6 dieses Bundesgesetzes, gemäß § 199 bzw. § 306 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes oder gemäß § 164 

des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bezogen hat; " 

c) Im § 107 Abs. 4 lit. a wird der Ausdruck 

"Bauern-Sozialversicherungsgesetz" durch den Ausdruck 

"Bauern-Pensionsversicherungsgesetz" ersetzt. 

19. a) Im § 111 Abs. 3 Z 1 lit. b wird der Ausdruck "um 

jeweils ein Monat" durch den Ausdruck "um jeweils einen 

Monat" ersetzt. 

b) Im § 111 Abs. 3 Z 2 wird der Ausdruck "aus dem 

Versicherungsfall des Alters" durch den Ausdruck "aus einem 

Versicherungsfall des Alters" ersetzt. 

20. § 117 lautet: 

"§ 117. Läßt sich in den Fällen des § 111 Abs. 2 eine 

Bemessungsgrundlage gemäß den § §  113 oder 116 nicht 

ermitteln, so ist die Bemessungsgrundlage 

1. für Schwerversehrte und Bezieher einer 

Witwen (Witwer}rente gleich einem Vierzehntel der 

Bemessungsgrundlage gemäß § 181 Ahs. 2 Z 1 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes, 

2. in allen übrigen Fällen gleich einem Vierzehntel der 

Bemessungsgrundlage gemäß § 181 Abs. 2 Z 2 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes." 

- 10 -
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21. Im § 120 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgendes 

eingefügt: 

"Hiebei gilt als Leistung aus der Pensionsversicherung nach 

diesem Bundesgesetz auch die vorzeitige Alterspension bei 

Arbeitslosigkeit gemäß § 253 a des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes." 

22. a) Im § 131 Abs. 1 wird der Ausdruck "Abs. 2 und 4" 
durch den Ausdruck "Abs. 2 und 5" ersetzt. 

b) § 131 Abs. 2 lautet: 

"(2) Die Summe der Hundertsätze nach Abs. 1 und nach 

§ 130 Abs. 2 darf den Grenzhundertsatz nach Ahs. 3 nicht 

übersteigen. Ist die Summe der Hundertsätze nach § 130 

Abs. 2 und 3 kleiner als der sich aufgrund der dieser Summe 

zugrunde liegenden Versicherungsmonate und Monate für die 

Bemessung des Zurechnungszuschlags (§  130 Abs. 3) ergebende 

Grenzhundertsatz nach Abs. 3, darf die Summe der 

Hundertsätze nach Abs. 1, nach § 130 Abs. 2 und § 130 Ahs. 3 

den Grenzhundertsatz nicht Übersteigen." 

c) § 131 Abs. 3 lautet: 

"(3) Der Grenzhundertsatz beträgt bei Vorliegen von 

weniger als 61 Versicherungsmonaten bzw. Monaten für die 

Bemessung des Zurechnungszuschlags 27. Er erhöht sich für 

jeden weiteren Versicherungsmonat bzw. Monat für die 

Bemessung des Zurechnungszuschlags vom 61. Monat bis zum 

360. Monat um 0, 1." 

Der bisherige Abs. 3 erhält die Bezeichnung 4. 

d) § 131 Abs. 5 lautet: 

"(5) Bei Vorliegen von mehr als 35 9 Versicherungsmonaten 

und wenn die Summe der Hundertsätze nach § 130 Ahs. 2 und 3 

größer oder gleich dem sich auf grund der dieser Summe 
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zugrunde liegenden Versicherungsmonate und Monate für die 

Bemessung des Zurechnungszuschlags ergebenden 

Grenzhundertsatz nach Abs. 3 ist, gebührt keine Erhöhung des 

sich nach § 130 ergebenden Hundertsatzes. " 

23. Im § 136 Abs. 1 lit. c wird der Ausdruck "(§ 131 

Abs. 2)" durch den Ausdruck "(§ 130 Abs. 2)" ersetzt. 

24. § 142 Abs. 3 letzter Satz lautet: 

"Ist die Unterhalts forderung trotz durchgeführter 

Zwangsmaßnahmen einschließlich gerichtlicher 

Exekutionsführung ganz oder teilweise uneinbringlich oder 

erscheint die Verfolgung des Unterhalts anspruches offenbar 

aussichtslos, unterbleibt eine Zurechnung zum Nettoeinkommen 

bzw. erfolgt eine Zurechnung nur bis zur Höhe des teilweise 

geleisteten Unterhaltes. " 

25. Im § 143 Abs. 2 wird der Ausdruck "§§ 54 Abs. 3 Z 2, 

56, 57 a, 58 und 59" durch den Ausdruck "§§ 56, 57 ci, 58 

und 59" ersetzt. 

26. § 151 Abs. 1 lautet: 

"(1) Als Angehörige gelten der Ehegatte und die Kinder im 

Sinne des § 7a. " 

27. § 156 Abs. 1 letzter Satz entfällt. 

28. § 169 c Abs. 1 lit. b lautet: 

"b) bei einer nicht als Anstaltspflege gewährten 

Krankenbehandlung (Unfallheilbehandlung) ohne 

- 12 -

164/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 13 von 56

www.parlament.gv.at



Rücksicht auf den Eintritt der Arbeitsfähigkeit 

für jeden Kalendertag des Behandlungszeitraumes, 

soweit jedoch zwischen den einzelnen ärztlichen 

Behandlungen mehr als 13 Kalendertage liegen, für 

jeden Behandlungstag ein Betrag in der Höhe von 

25 vH des 360. Teiles der nach § 181 Abs. 2 des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes jeweils in 

Betracht kommenden Bemessungsgrundlage für die 

gemäß § 3 dieses Bundesgesetzes in der 

Unfallversicherung Pflichtversicherten. Eine 

geschlossene Behandlungszeit, für die die Kosten 

der nicht als Anstaltspflege gewährten 

Krankenbehandlung (Unfallheilbehandlung) nach 

Kalendertagen abzugelten sind, liegt auch dann 

noch vor, wenn die Behandlung am selben Wochentag 

der zweiten Woche stattfindet." 

29. § 173 Abs. 3 erster Satz lautet: 

"Wird ein Pensionsberechtigter auf Kosten eines Trägers der 

Sozialhilfe in einem Alters (Siechen) heim oder 

Fürsorgeerziehungsheim, einer Heil- und Pflegeanstalt für 

Nerven- und Geisteskranke, einer Trinkerheilstätte oder 

einer ähnlichen Einrichtung bzw. außerhalb einer dieser 

Einrichtungen im Rahmen eines Familienverbandes oder auf 

einer Pflegestelle einer kirchlichen oder anderen 

karitativen Vereinigung verpflegt, so geht für die Zeit 

dieser Pflege der Anspruch auf Pension (einschließlich 

allfälliger Zulagen und Zuschläge) bis zur Höhe der 

Verpflegskosten, höchstens jedoch bis zu 80 vH, wenn der 

Pensionsberechtigte aufgrund' einer gesetzlichen 

Verpflichtung für den Unterhalt eines Angehörigen zu sorgen 

hat, bis zu 5 0  vH dieses Anspruches auf den Träger der 

Sozialhilfe über." 

- 13 -
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30. § 183 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstelle richtet 

sich nach dem Wohnsitz des Versicherten im Inland, in 

Ermangelung eines solchen nach dem (letzten) Betriebssitz im 

Inland." 

31. Dem § 185 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

" §  72 Abs. 4 gilt entsprechend." 

32. Dem § 213 werden folgende Abs. 4, 5 und 6 angefügt: 

" (4) Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann 

vorgesehen werden, daß Angelegenheiten, die in den 

Wirkungsbereich der Hauptversammlung, des Vorstandes oder 

eines durch die Satzung errichteten ständigen Ausschusses 

fallen, bei Gefahr im Verzug zur Abwendung eines dem 

Versicherungsträger drohenden Schadens bzw. zur Sicherung 

eines dem Versicherungsträger entgehenden Vorteiles 

vorläufig durch Verfügung des Obmannes zu regeln sind, wenn 

der in Betracht kommende Verwaltungs körper nicht rechtzeitig 

zusammentreten kann. Die Verfügungen sind im Einvernehmen 

mit den Stellvertretern des Obmannes zu treffen, bei ihrer 

Abwesenheit oder ihrer Verhinderung auch ohne deren 

Mitwirkung. Der Obmann hat in derartigen Fällen vom 

zuständigen Verwaltungskörper die nachträgliche Genehmigung 

einzuholen. 

(5) Abs. 4 gilt auch für Angelegenheiten, in denen der 

Vorstand gemäß § 197 Abs. 1 im Einverständnis mit dem 

Uberwachungsausschuß vorzugehen hat. In solchen 

Angelegenheiten hat der Obmann, wenn dies ohne Aufschub 

möglich ist, auch das Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des 

Uberwachungsausschusses herzustellen. Dieser hat die von ihm 

abgegebene Stellungnahme dem Uberwachungsausschuß zur 

nachträglichen Beschlußfassung vorzulegen. 

- 14 -
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(6) In Angelegenheiten, die in den Wirkungskreis des 

Landesstellenausschusses fallen, gilt Abs. 4 entsprechend 

mit der Maßgabe, daß die �ort bezeichneten Befugnisse des 

Obmannes dem Vorsitzenden des betreffenden 

Landesstellenausschusses zustehen." 

33. Nach § 235 wird ein § 235 a mit folgendem Wortlaut 

eingefügt: 

"Sonderbestimmung für Zollausschlußgebiete 

§ 235 a. Zur Durchführung der Sozialversicherung in 

Zollausschlußgebieten kann der Bundesminister für soziale 

Verwaltung das Nähere, wie insbesondere die Festsetzung von 

Schillingbeträgen in Beträgen in der jeweils im 

Zollausschlußgebiet geltenden Fremdwährung, durch Verordnung 

regeln." 

Artikel II 

Ubergangsbestimmungen 

(1) Die Bestimmungen des § 40 des 

. Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 10 gelten auch für noch nicht verjährte Rückforderungen, 

die vor dem 1. Jänner 1986 entstanden sind. 

(2) Die Bestimmungen des § 42 Abs. 2 und 3 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der am 

31. Dezember 1985 in Geltung gestandenen Rechtslage sind 

solange weiterhin anzuwenden, bis die Mittel des 

Unterstützungs fonds am Ende eines Geschäftsjahres unter den 

Betrag von 2 vT der Erträge an Versicherungsbeiträgen gemäß 
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§ 24 Abs. 2 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes zuzüglich 

des Beitrages gemäß § 31 Abs. 3 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes gesunken sind. 

(3) Die Bestimmungen der § §  51  Abs. 2, 107 Abs. 1 Z 4 und 

120 Abs. 1 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der 

Fassung des Art. I Z 12, 18 lit. b und 21 sind nur 

anzuwenden, wenn der Stichtag nach dem 31. Dezember 1985 

liegt. 

(4) Der Anspruch auf die Leistungen der 

Krankenversicherung für Personen, die am 31. Dezember 1985 

als Angehörige gelten, nach den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes aber nicht mehr als Angehörige gelten, bleibt 

auch über das Ende der Angehörigeneigenschaft aufrecht, 

solange die Voraussetzungen für den am 31. Dezember 1985 

bestandenen Leistungsanspruch gegeben sind. 

Artikel III 

Schlußbestimmungen 

(1) Im Art. II Abs. 1 der 8. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 486/1984, wird 

der Ausdruck "Art. I Z 2 lit. b" durch den Ausdruck "Art. I 

Z 3 lit. b" ersetzt. 

(2) Im Art. II Abs. 3 der 8. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 486/1984, wird 

der Ausdruck "114 Abs. 1, 2 und 3" durch den Ausdruck "114 

Abs. 3" ersetzt. 

(3) Im Art. II Abs. 9 der 8. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 486/1984, wird 

der Ausdruck "§  136 Abs. 1 letzter Satz des 
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Bauern- Sozialversicherungsgesetzes" durch den Ausdruck 

"§  136 Abs. 1 vorletzter und letzter Satz des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes" ersetzt. 

(4) Dem Art. II Abs. 14 der 8. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 486/1984, wird 

folgendes angefügt: 

"Bei der Festsetzung der Aufteilungsschlüssel nach § 447 9 

Abs. 8 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes für das 

Geschäftsjahr 1987 ist dieser Betrag bei den Erträgen der 

Pensionsversicherung außer Betracht zu lassen." 

(5) § 123 Abs. 3 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

gilt entsprechend auch für einen Bezieher einer Pension aus 

dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit nach 

dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz bzw. der dauernden 

Erwerbunfähigkeit nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz oder dem 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, ohne daß ihm Maßnahmen der 

Rehabilitation gewährt worden sind, sofern er während des 

Anspruches auf diese Pension mindestens 36 Beitragsmonate 

der Pflichtversicherung nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz durch eine Erwerbstätigkeit 

erworben hat und er infolge von Krankheit oder anderen 

Gebrechen oder Schwäche seiner körperlichen oder geistigen 

Kräfte dauernd außerstande ist, einem regelmäßigen Erwerb 

nachzugehen. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgenden nichts 

anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 1986 in Kraft. 

- 17 -
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(2) Es treten in Kraft: 

a) rückwirkend mit 1. Jänner 1984 Art. I Z 6, 18 

lit. a und Art. 111 Abs. 5 ;  

b) rückwirkend mit 1. Jänner 1985 Art. I Z 19, 20, 22, 

23, 25 und Art. 111 Abs. 1 bis 4. 

Artikel V 

Vollziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

a) hinsichtlich der Bestimmungen des § 31 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung 

des Art. I Z 7 der Bundesminister für soziale 

Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Finanzen; 

b) hinsichtlich der Bestimmungen des § 131 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung 

des Art. I Z 22 der Bundesminister für soziale 

Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Familie, Jugend und Konsumentenschutz; 

c) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der 

Bundesminister für soziale Verwaltung. 

- 18 -
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BSVG 

V o r  b 1 a t t 

A. Problem und Ziel 

Realisierung verschiedener Änderungsvorschläge in 

Ubereinstimmung mit den entsprechenden im Entwurf 

einer 41. Novelle zum ASVG in Aussicht genommenen Änderungen. 

B. Lösung 

Bereinigung zahlreicher Bestimmungen zur Verbesserung 

des Sozialversicherungsrechtes der Bauern 

und seiner Praxis. 

c. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Keine. 
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REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR 
'
SOZIALE VER WALTUNG Zur ZI.20.791/2-lb/85 

E r I ä u t e r u n  g e n  

Die mit 1. Jänner 1985 in Kraft getretene 8. Novelle zum 

Bauern Sozialversicherungsgesetz war im wesentlichen jenen 

Änderungen vorbehalten, die in ihrer Gesamtheit als 

Pensionsreform bezeichnet werden. Die Mehrzahl der schon im 

Vorjahr erstatteten Vorschläge und Anregungen, insbesondere 

jene, die sich aus der Praxis des Sozialversicherungsrechtes 

ergeben haben und der Beseitigung von Unstimmigkeiten 

dienten, mußten zurückgestellt werden. 

Aufgabe des vorliegenden Entwurfes einer 9. Novelle zum 

BSVG ist es in erster Linie, die im Rahmen des gleichzeitig 

zur Begutachtung ausgesendeten Entwurfes einer 41. Novelle 

zum ASVG vorgeschlagenen Änderungen wegen einer 

gleichartigen Regelung in beiden Gesetzen zu übernehmen. 

Damit wird eine Lösung der zurückgestellten Anliegen erzielt 

werden können. In diesem Zusammenhang sind im wesentlichen 

folgende Änderungen zu erwähnen: 

* Verpflichtung der Pensionswerber zur Meldung von während 

des Pensionsfestellungsverfahrens eingetretenen 

maßgeblichen Sachverhalts änderungen 

* Neuregelung der Betriebsnachfolgerhaftung 

* Verbesserung der Dotierungsmöglichkeit für den 

Unterstützungs fonds in der Pensionsversicherung 

* Ausschluß des Rückforderungsrechtes des 

Versicherungsträgers, wenn er erkennen mußte, daß eine 

Leistung zu Unrecht erbracht worden ist 

* KlarsteIlungen im Zusammenhang mit der Pensionsreform 

* Verbesserungen des Ausgleichszulagenrechtes durch 

Milderung der pauschalierten Unterhaltsanrechnung 

* gesetzliche Absicherung der satzungsmäßigen Ermächtigung 

für Obmannverfügungen bei Gefahr im Verzug. 

164/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 21 von 56

www.parlament.gv.at



Dazu kommen noch einige Änderungen, die spezifische 

Regelungen der Bauern-Sozialversicherung betreffen. Diese 

haben insbesondere die Voraussetzungen für eine 

Erleichterung der Vollziehung zum Inhalt. 

Aus den vorstehenden Ausführungen folgt, daß mit dem 

gegenständlichen Novellenentwurf substantielle Finanzfragen 

nicht behandelt werden, sodaß auch Finanzielle Erläuterungen 

entbehrlich erscheinen. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der im 

vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen gründet sich auf 

den Kompetenztatbestand "Sozialversicherungswesen" des 

Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird 

folgendes bemerkt: 

Zu Art. I Z 1 ( §  2 a Abs. 1 Z 3 und 5 ): 

Die Bestimmung des § 2 a BSVG enthält eine Reihe von 

Tatbeständen, die bei gemeinsamer Führung eines 

land(forst)wirtschaftlichen Betriebes durch Ehegatten den 

Ausschlag dafür geben, welcher von beiden Ehegatten der 

Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung der Bauern 

unterworfen ist. Zu diesen Tatbeständen gehört nach der 

geltenden Rechtslage auch der Anspruch auf Kranken- oder 

Wochengeld aus der Krankenversicherung nach dem ASVG. Einer 

Anregung der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 

österreichs zufolge soll auch der Bezug einer Geldleistung 

aus der Arbeitslosenversicherung durch einen Ehegatten für 

die Pflichtversicherung des anderen Ehegatten in der 

Pensionsversicherung der Bauern maßgebend sein, weil mit dem 

angeführten Leistungsbezug nicht nur die Krankenversicherung 

nach dem ASVG sondern auch der Erwerb von Ersatzzeiten in 

dieser Pensionsversicherung verbunden ist ( §  227 Z 5 ASVG). 

Die vorgeschlagene Ergänzung trägt den angeführten 

Uberlegungen Rechnung und wird auch jene Härten verhindern, 

die bisher daraus entstanden sind, daß im Falle einer 
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Arbeitslosigkeit im Anschluß an eine unselbständige 

Erwerbstätigkeit des einen Ehegatten für die Zeit des 

Geldbezuges aus der Arbeitslosenversicherung ein Wechsel in 

der Pensionsversicherung der Bauern eingetreten ist. 

Ähnliche Uberlegungen gelten auch für den Bezug einer 

Leistung nach dem Sonderunterstützungsgesetz. 

Zu Art. I Z 2 ( §  5 Abs. 2 Z 2 und Z 4) : 

Die Ausnahmen von der Pflichtversicherung in der 

Bauern-Krankenversicherung wegen eines anderweitigen 

Krankenversicherungsschutzes in abgeleiteter Form ist, wie 

die Regelung des § 5 Abs. 2 Z 4 BSVG zeigt, nur auf 

Ehegatten beschränkt. Eine wörtliche Auslegung der 

gegenständlichen Vorschrift des § 5 Abs. 2 Z 2 könnte zu dem 

Ergebnis führen, daß auch Kinder, denen im Wege eines 

Elternteiles der Schutz einer Krankenfürsorgeeinrichtung 

eines öffentlich-rechtlichen Dienstgebers zuteil wird, von 

der Pflichtversicherung in der Bauern-Krankenversicherung 

ausgenommen wären. Da ein solches Ergebnis mit der 

Grundtendenz der bäuerlichen Krankenversicherung bezüglich 

der Ausnahmen von der Pflichtversicherung nicht im Einklang 

stünde, sollen im Wege der vorgeschlagenen Gesetzesänderung 

Auslegungszweifel beseitigt und Vorsorge für eine 

einheitliche Regelung geschaffen werden. 

Die Änderung des § 5 Abs. 2 Z 4 BSVG nimmt auf die 

Änderung des § 78 Abs. 6 BSVG Bedacht, die wiederum die 

gleichartige, im Rahmen des Entwurfes einer 41. Novelle zum 

ASVG vorgeschlagene Neufassung des § 123 Abs. 9 ASVG 

übernimmt. 

Zu Art. I Z 3 ( §  8 Abs. 3) : 

Diese Änderung berücksichtigt die Tatsache, daß eine 

Ehe nicht nur mit Urteil, sondern aufgrund einer Novelle zum 
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Außerstreitgesetz in den Fällen einer einvernehmlichen 

Scheidung gemäß § 5 5  a Ehegesetz mit gerichtlichem Beschluß 

geschieden wird. 

Zu Art. I Z 4, 19, 20, 23 und 28 <§§ 12 Abs. 4 Z 1, 111 

Abs. 3 Z 1 lit. b und Z 2, 117, 136 Abs. 1 lit. c, 169 c 

Abs. 1 lit. b) und Art. 111 Abs. 1 bis 4: 

Es handelt sich bei den gegenständlichen Änderungen um 

die Beseitigung von redaktionellen Versehen, die zum 

überwiegenden Teil im Zuge der letzten Novellierung des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes anläßlich der 

parlamentarischen Behandlung unterlaufen sind. 

Zu Art. I Z 5 bis 8, 10, 12 bis 14, 18 lit. a und b, 22, 24, 

25 , 29, 31 bis 33 <§§ 18 Abs. 2, 25 Abs. 4, 31 Abs. 4, 38 

Abs. 2, 40, 5 1  Abs. 2, 66 Abs. 1, 72 Abs. 2, 78 Abs. 5 und 

6, 107 Abs. 1 Z 2 lit. c und Z 4, 131 Abs. 1 bis 5 ,  142 

Abs. 3, 143 Abs. 2, 173 Abs. 3, 185 Abs. 5, 213 und 235 a) : 

Diese Änderungen entsprechen den gleichartigen 

Änderungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, wie 

sie im Rahmen des Entwurfes einer 41. Novelle zum ASVG 

vorgeschlagen wurden. Auf die entsprechenden Erläuterungen 

zum genannten Novellenentwurf des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes kann Bezug genommen werden, weil 

diese Ausführungen auch für die korrespondierenden 

Änderungsvorschläge des Bauern Sozialversicherungsgesetzes 

Geltung haben. Um im Einzelfall das Auffinden der 

gewünschten Erläuterungen im ASVG-Novellenentwurf zu 

erleichtern, werden im folgenden die in beiden Gesetzen 

einander entsprechenden Vorschriften gegenübergestellt: 
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l 

l 
I '  

BSVG ASVG 

§ 18 Abs. 2 § 40 Abs. 2 
§ 25 Abs. 4 § 56 a 

§ 31 Abs. 4 § 80 Abs. 1 
§ 38 Abs. 2 bis 9 § 67 Aba. 4 bis 11 
§ 40 § 69 
§ 51 Abs. 2 § 86 Abs. 3 
§ 66 Abs. 1 § 102 Abs. 1 
§ 72 Abs. 2 § 107 Abs. 2 

§ 78 Abs. 5 § 123 Abs. 6 
§ 78 Abs. 6 § 123 Abs. 9 
§ 107 Abs. 1 Z 2 lit. c § 227 Z 7 und 8 
§ 107 Abs. 1 Z 4 § 227 Z lO 
§ 131 § 261 a 

§ 142 Abs. 3 § 294 Abs. 3 
§ 143 Abs. 2 § 295 Abs. 2 

§ 173 Abs. 3 § 324 Abs. 3 
§ 185 Abs. 5 § 420 Abs. 5 
§ 213 Abs. 4, 5 und 6 § 453 Abs. 4, 5 und 6 
§ 235 a § 506 b 

Zu Art. I Z 9 (§ 39 Abs. 2): 

Die Bestimmung des Abs. 1 des § 39 BSVG enthält 

Verjährungsregelungen ohne Einschränkung für bestimmte 

Beitragsarten, sodaß diesen Anordnungen grundsätzlich auch 

fUr die Beiträge zur Unfallversicherung Geltung zukommt. 

Demgegenüber sieht § 39 Abs. 2 Sonderre<jelungen darüber vor, 

wann das Recht auf Feststellung der Verpflichtung zur 

Zahlung von Beiträgen zur Unfallversicherung verjährt. Diese 

Sanderregelung deckt sich zwar weitgehend, aber nicht völlig 

. mit jenen Grundsätzen, die im Abs. 1 vorgesehen sind, was 

auch zu einer Unsicherheit in der Auslegung und damit in der 

Vollziehung geführt hat. 
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Dem Gebot einer möglichst einfachen Administration 

folgend, soll Abs. 2 aus dem Rechtsbestand ausgeschieden 

werden, sodaß bezüglich der Beiträge zur Unfallversicherung 

der Regelung des Abs. 1 uneingeschränkt Geltung verschafft 

werden soll. 

Zu Art. I Z 11 (S 42 Abs. 2 Z 2 und Abs. 3): 

Das Ausmaß der Aufwendungen aus dem Unterstützungs fonds 

ist vor allem von der Gesamtzahl der betreuten Personen, das 

sind Versicherte und Pensionisten, abhängig, sodaß auch bei 

der Dotierung der Unterstützungs fonds die Belastungsquote 

(das ist das Verhältnis von Pensionisten zu aktiv 

Versicherten) eine gewisse Rolle spielt. Dadurch ist bei der 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern, die aufgrund der 

Regelung nach Z 2 lit. a keine so große Aufstockung der 

Fondsmittel vornehmen konnte, der Wunsch laut geworden, die 

Dotierungsmöglichkeit zu verbessern. 

Grundsätzlich geht der nunmehrige Vorschlag davon aus, 

daß nicht so sehr die Höhe des Standes des 

Unterstützungs fonds maßgebend ist, sondern eine jährlich 

ausreichende Dotierung unter Berücksichtigung der 

Belastungsquote vorgenommen werden soll, wobei durch die 

Festsetzung einer Höchstgrenze im Ausmaß vom doppelten einer 

normalen Dotierung eine gewisse Reserve geschaffen wird. Die 

neue Regelung wird dazu führen, daß unnötig hohe Stände der 

Unterstützungs fonds abgebaut werden und daß die Liquidität 

der Träger verbessert wird, andererseits die für jeden 

Träger im erforderlichen Ausmaß notwendige Dotierung des 

Unterstützungs fonds jährlich gegeben ist. 

Zu Art. I Z 15 (S 78 Abs. 2 Z 1, Abs. 5 und 6): 

Im Rahmen der Anspruchsberechtigung auf Leistungen der 

Krankenversicherung für Angehörige gilt als Angehöriger der 
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Ehegatte nur dann, wenn er seinen Lebensunterhalt 

überwiegend aus dem land (forst) wirtschaftlichen Betrieb 

bestreitet. Wird im Anschluß an eine Pflichtversicherung 

eine Weiterversicherung in der Krankenversicherung gemäß 

§ 8 BSVG begründet, so kann in den Fällen, in denen der 

Weiterversicherte keinen land(forst) wirtschaftlichen Betrieb 

führt, eine Anspruchsberechtigung für den Ehegatten nicht 

entstehen. 

Mit dem vorliegenden Änderungsvorschlag soll auch in 

den angeführten Fällen der Weiterversicherung ein 

Leistungsanspruch eingeräumt werden, allerdings erst nach 

Erfüllung der Voraussetzung des Abs. 6 in der Fassung des 

Entwurfes. Die Fassung der Abs. 5 und 6 folgt im übrigen der 

gleichlautenden Änderung des § 123 Abs. 9 ASVG, wie dies im 

Rahmen des Entwurfes einer 41. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz zur Diskussion gestellt wird. 

Zu Art. I Z 16 lit. a und b (§  80 Abs. 3 lit. a und Abs. 4 

lit. d) : 

Die gegenständliche Bestimmung über die Befreiung vom 

Kostenanteil gilt nur für Sachleistungen. In Verfolgung 

einer Anregung erschiene es angebracht und vertretbar, bei 

den hier angeführten Leistungen, insbesondere jenen aus dem 

Versicherungsfall der Mutterschaft, eine Befreiung auch bei 

Inanspruchnahme von Geldleistungen vorzusehen. 

Des weiteren soll die Befreiung des Versicherten von 

der Verpflichtung zur Bezahlung des Kostenanteiles auf die 

nach den § §  82 a und 101 zu erbringenden Sachleistungen 

(Maßnahmen zur Erhaltung der Volksgesundheit und zur 

Verhütung von Krankheiten) ausgedehnt werden. 

Bei dieser Gelegenheit wird noch vorgeschlagen, auch 

die Leistungen gemäß § 82 (Gesundenuntersuchungen) , bei 

denen derzeit der Versicherungsträger nur von der Einhebung 

eines Kostenanteiles absehen kann, ebenfalls in den § 80 

Abs. 3 lit. a aufzunehmen und damit eine Gleichstellung mit 
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der entsprechenden Bestimmung des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes herbeizuführen. 

Zu Art. I Z 17 (§  82 a Abs. 1): 

Im Zuge der 38. Novelle zum ASVG, BGBl. Nr. 647/1982, 

wurde mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1983 der Sonder fonds für 

die Jugendlichen- und Gesundenuntersuchungen in die 

allgemeine Gebarung der Krankenversicherungsträger (unter 

gleichzeitiger Umwandlung der Gesundenuntersuchungen in 

Pflichtleistungen) übergeleitet. Daraus ergab sich für den 

Bereich der Bauern-Krankenversicherung die Aufhebung des 

§ 204 Abs. 3 BSVG. Auf diese Aufhebung wäre in der Fassung 

des § 82 a Abs. 1 BSVG Bedacht zu nehmen. 

Zu Art. I Z 18 lit. c ( §  107 Abs. 4 lit. a): 

Mit der vorgeschlagenen Änderung soll ein 

redaktionelles Versehen beseitigt werden, das im Zuge der 

Neufassung dieser Bestimmung durch die 6. Novelle zum BSVG, 

BGBl. Nr. 649/1982, unterlaufen ist. 

Zu Art. I Z 21 ( §  120 Abs. 1): 

Nach den Vorschriften über die Wanderversicherung 

kommen für den Versicherten, der Versicherungszeiten in 

mehreren Pensionsversicherungen erworben hat, die Leistungen 

aus der Pensionsversicherung in Betracht, der er zugehörig 

ist. Ist ein Versicherter gemäß § 129 GSVG der Gewerblichen 

Selbständigen-Pensionsversicherung zugehörig, so kann er 

ungeachtet der Tatsache, daß er die im § 253 a ASVG 

vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt hat, die vorzeitige 

Alterspension bei Arbeitslosigkeit nicht in Anspruch nehmen, 

weil eine derartige Leistung in der Pensionsversicherung 

- 8 -
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nach dem GSVG nicht vorgesehen ist. Um derartige Härten in 

Wanderversicherungsfällen auszuschalten, soll im Wege der 

vorgeschlagenen Ergänzung Vorsorge getroffen werden, daß 

auch dann, wenn der Versicherte der Pensionsversicherung 

nach dem GSVG zugehörig ist, das Entstehen eines Anspruches 

auf vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit rechtlich 

möglich ist. Die auf unselbständig Erwerbstätige abgestellte 

Leistung nach § 253 a ASVG ist im Zusammenhang mit der 

Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherung nur in 

Wanderversicherungsfällen denkbar, sodaß eine die 

aufgezeigten Härten ausgleichende Gesetzesänderung auch im 

Bereich der Wanderversicherung vorzunehmen wäre. 

Zu Art. I Z 26 (§  151 Abs. 1): 

Der vorliegende Novellierungsvorschlag zielt darauf ab, 

im Bereich der Rehabilitation den Angehörigenbegriff 

heranzuziehen, wie er in der Krankenversicherung geregelt 

ist. 

Zu Art. I Z 27 (§  15 6 Abs. 1) : 

Im Rahmen der Rehabilitation hat der 

Versicherungsträger dem Versicherten für die Dauer der 

Gewährung von Maßnahmen der Rehabilitation, wie sie im 

einzelnen im § 152 BSVG aufgezählt sind, ein Ubergangsgeld 

zu gewähren (§  15 6 Abs. 1 BSVG) . Dieses Ubergangsgeld 

gebührt ab Beginn der 27. Woche nach dem letztmaligen 

Eintritt des Versicherungsfalles der Krankheit, die mit der 

Gewährung der Rehabilitationsmaßnahmen in Zusammenhang 

steht. Diese Regelung über den Beginn des Anspruches auf 

Ubergangsgeld ist offensichtlich darauf abgestellt, daß der 

Versicherte nach Eintritt des Versicherungsfalles der 

Krankheit während eines Zeitraumes von 26 Wochen die Kosten 

seiner Lebensführung aus anderen Leistungen der 
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Sozialversicherung decken kann. Als 

Sozialversicherungsleistung käme hiebei nur das aus der 

Krankenversicherung nach dem ASVG gebührende Krankengeld in 

Betracht. Da eine derartige Leistung der 

Bauern-Krankenversicherung fremd ist, erscheint es geboten, 

den Beginn den Anspruches auf Ubergangsgeld im BSVG auf den 

Eintritt des Versicherungsfalles der Krankheit, der den 

Anlaß für die Rehabilitationsmaßnahmen bildet, 

vorzuverlegen. 

Zu Art. I Z 30 ( §  183 Abs. 4): 

Der vorliegende Novellierungsvorschlag verfolgt die 

Absicht, jene Schwierigkeiten bei der Vollziehung 

hintanzuhalten, die sich in Bezug auf die Feststellung der 

örtlichen Zuständigkeit einer Landesstelle ergeben haben, 

wenn der Versicherte nur seinen Betriebssitz im Inland hat 

(gehabt hat), nicht aber seinen Wohnsitz. 

Zu Art. III Abs. 5 :  

Diese Schlußbestimmung geht auf die Fälle zurück, in 

denen ein Bezieher einer Pension aus einem Versicherungsfall 

der geminderten Arbeitsfähigkeit oder der dauernden 

Erwerbsunfähigkeit während des Pensionsbezuges eine die 

Pflichtversicherung nach dem Bauern 

Sozialversicherungsgesetz nach sich ziehende 

Erwerbstätigkeit ausübt. Es handelt sich dabei um Personen, 

die trotz der in ihrer ursprünglichen selbständigen oder 

unselbständigen Tätigkeit bestehenden dauernden 

Erwerbsunfähigkeit bzw. geminderten Arbeitsfähigkeit 

weiterhin aktiv sind und einer neuerlichen, die 

Pflichtversicherung nach dem Bauern 

Sozialversicherungsgesetz nach sich ziehenden 

Erwerbstätigkeit (Beschäftigung) nachgehen. Wenngleich es 

- 10 -

I 
I 

1 

j 

164/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)30 von 56

www.parlament.gv.at



4. 

sich dabei nur um Einzelfälle handelt, so können auf grund 

der bestehenden Rechtslage die während des Pensionsbezuges 

erworbenen Versicherungszeiten erst bei Eintritt des (auf 

den Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit bzw. 

den Versicherungsfall der dauernden Erwerbsunfähigkeit 

folgenden) Versicherungsfalles des Alters oder im Falle des 

Todes berücksichtigt werden. Dies führt dann zu Härtefällen, 

wenn der Betreffende seine neue Erwerbstätigkeit etwa im 

Hinblick auf seinen ohnehin schon reduzierten 

Gesundheitszustand vor Erreichen des Anfallsalters für eine 

Alterspension aufgeben muß. 

Mit der vorgeschlagenen Regelung soll eine 

Gleichstellung mit der entsprechenden Regelung im Bereich 

der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz herbeigeführt werden, wie sie im 

Art. VIII Abs. 9 der 37. Novelle zum ASVG, 

BGBl. Nr. 5 88/1981, vorgesehen war·und im Rahmen des 

Entwurfes einer 41. Novelle zum ASVG noch entsprechend 

modifiziert worden ist. 

- 11 -

164/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 31 von 56

www.parlament.gv.at



BSVG-Ge l t ende F a ssung 

Pf l t ch t ver sfcherung in der 
Pens t onsver s t cherung be t 

geme i nsamer Bet r t ebsführung 

§ 2a . (1) F ühren Ehega t t en e t n und dense l ben 
l and ( for s t ) w t r t schaft l i chen Be t r i eb auf geme t nsame 
Rechnung und Gefah r , so i s t t n  der Pens t onsver s 1 cherung 
nur e i n  E hega t t e  i m  S t nne des § 2 p f l i ch t ve r S l cher t ,  
wenn der andere Ehega t t e ,  

1. und 2 .  unveränder t .  

3 .  AnsprUch auf Kr anken- oder Wochenge l d  aus der 
K r ankenve r s i cherung nach dem A l l geme i nen 
S oz i a l ver S i cherungsgese t z  h a t .  auch wenn d i eser Anspruch 
r uh t , oder 

4 .  unveränder t .  

5 .  i m  Ansch l uß an e i ne P f l i ch t ver s i cherung nach Z . l  
bzw . an den Anspr uch au f K r anken- oder Wochenge l d  nach 
Z . 3  bzw . an d i e  Ans t a l t sp f l ege nach Z . 4  ordent l i chen 
oder außerorden t l i chen Präsenzd i ens t bzw . Z i v i l d 1 ens t 
l e i s t e t , oder 

6 .  unveränder t .  

( 2 )  unveränder t .  

Ausnahmen von der P f 1 1 ch t ver sfcherung 

§ 5 .  (1 ) unveränder t .  

( 2 )  Von der Pf l i ch t ver s i cherung i n  der 
K r ankenver s i cherung s i nd überd i es ausgenommen: 

1 .  unveränder t .  

2 .  Per sonen , denen ( fÜr d i e )  durch e i ne e i gene 
Kr anken fürsorgee i nr 1 ch t ung e i nes D i ens t gebe r s  m i ndes t ens 
d i e  L e i s t ungen der K r ankenver s i cher ung ö ffent l i ch 
Bed i ens t e t er ges i cher t s i nd; 

3 .  unveränder t .  

SE I TE 
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BSVG-Vorges..rnr . Fass ung 
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Pfl fcht ver s i cherung i n  der 
Pens i onsver s icherung be i 

gemeinsamer Bet r i ebs führ ung 

--,,y' 

§ 2a . (1) F ühren Ehega t t en e i n und densel ben 
l and ( for s t )w t r t scha f t l i chen Bet r t eb a u f  geme i ns ame 
Rechnung und Gefahr . so i s t  t n  der Pens i onsver s i cherung 
nur e 1 n  Ehega t t e  i m  S i nne des § 2 p f l i c h t ver s i c her t ,  
wenn der andere Ehega t te ,  

1 .  und 2 .  unveränder t .  

* 3 .  a l s  Bez i eher e i ner Ge l d l e i s t ung nach dem 
* Arbe i t s l osenver s i cherungsgese t z  1 977 bzw . nach dem 
* Sonderun t er s t ü t zungsgese t z ,  BGB 1 . Nr . 642/1973. i n  der 
* K r ankenver s i cherung nach dem A l l geme i nen 
* S oz i a l ver s i cherungsgeset z ver s i cher t i s t oder Anspruch 
* au f K r anken- oder Wochenge l d  aus der Kr ankenver s i cherung 
* nach dem A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t z  ha t .  auch 
* wenn d i eser AnsprUch r uh t .  oder 

4 .  unveränder t .  

* 5 .  i m  Ansch l uß an e 1 ne P f l i c h t ver s i cherung nach Z 1 
* bzw . nach Z 3 bzw . an den Anspr uCh a u f  Kr anken- oder 
* Wochenge l d  nach Z . 3  bzw . an d i e  Ans t a l t sp f l ege nach L . 4  
* ordent l i chen oder außerordent l i chen Präsenzd i en s t  bzw . 
* Z i v i l d i ens t l e i s t e t , oder 

6 .  unveränder t .  

( 2 )  unveränder t .  

Ausnahmen von der P f l i ch t ver s i cherung 

§ 5 .  ( 1 )  unveränder t .  

(2 ) Von der Pf l i ch t ver s i cherung i n  der 
Kr ankenver s i cherung s i nd überd i es au sgenommen: 

1 .  unveränder t .  

* 2 .  Personen und deren Ehega t t en ,  denen ( für d i e )  
* durch e i ne e i gene Kranken für sorgee i nr i ch t ung e i nes 
* öffent l i ch- rech t l i chen D i ens tgeber s m i ndes t ens d i e  
* Le i s t ungen der K rankenver s i cherung öffent l i ch 
* Bed i ens t e t er ges i Cher t s i nd: 

3 .  unveränder t .  
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BSVG-Ge l tende F a s sung 

4 .  der E hegatte e i ner Person. d i e  au fgrund andere� 
bundesgesetz l i cher Vorschr i ften, ausgenommen d i e  
Best i mmungen des § 6 8  Kr i egsopferver sorgungsge setz 1957 
und d e s  § 47 Hee r esversorgungsgesetz , i n  der 
Krankenvers i cherung p f l i chtversichert i st oder Anspruch 
au f Kranken- oder Wochenge l d  hat , auch wenn dieser 
Anspruch ruht , oder d i e  au f Rechnung e i ne s  
Krankenver S i cherungsträgers n ach a nderer 
bundesgesetz l i cher Vorschr i ft i n  Ansta l t sp f l ege steht . 
H i ebe i kommt jedoch nur e i n  Ehegatte i n  Betracht. der 
n i cht dem i m  § 2 Abs . 1 des Bundesgesetzes über d i e  
S oz i alve r s i cherung fre i beru f l i ch se l bständ i g  
E rwerbstät i ger, BGB1. Nr. 624/1978, ange führten 
Personenkr e 1 s  angehört. 

( 3 )  und ( 4 )  unverändert. 

We i ter ver s i cherung i n  der Krankenvers i cherung 

§ 8. (1) und ( 2 )  unver ä ndert. 

(3 ) D i e  Krankenvers i cherung kann ferner, wenn s i e  d i e  
i m  Abs. 1 beze1chnete M i ndestdauer erre i cht hat , 
fortgesetzt werden 

1 .  b i s  3. unve r ändert. 

so l a nge d i e  zur We i tervers i cherung berecht i gte Person 
i hren Wohn s i tz i m  I n l and hat und n i cht nach d i esem oder 
e i nem anderen Bundesgesetz i n  der Krankenvers i cherung 
p f l i chtver s i chert i st .  D i e  Antrags fr i st von sechs 
Monaten beg i nnt m i t  dem auf den Tag des Todes bzw . auf 
den Tag des Aus sche i dens aus der P f l i chtvers i cherung 
b zw . au f den Tag der Rechtskr a ft des ger i cht l i chen 
Urte i l s  über d i e  N i cht i gerk l ärung , Au fhebung oder 
S che i dung der E he bzw . i n  den F äl l en des § 2 Abs . 5 auf 
den Tag der Beend i gung des Ver l as sen scha ftsverfahren s  
f o l genden Tag. 

( 4 )  b i s  ( 6 )  unverändert. 

F orma l vers i cherung 

§ 12 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unverändert . 

( 4 )  D i e  F orma l ver s i cherung gemäß Abs. 3 endet 

1. i n  der Krankenvers i cherung und Un fa l l vers i cherung 
m i t  dem Tag der Zuste l l ung des Besche i de s  des 
Ver S i cherungsträger s über das Aus sche i den aus der 
Ver s i cherung , wenn n i cht e i ne frühere Beend i gung gemäß 

SE I TE 2 

BSVG-Vorgesch l .  Fassung 

4. der E hegatte e i ner Person, d i e  au fgrund a nderer 
bundesgesetz l i cher Vorschr i ften . ausgenommen d i e  
Best i mmungen des § 6 8  Kr i egsop ferversorgungsgesetz 1957 
und des § 47 Heer esversorgungsges etz, i n  der 
Krankenvers i cherung p f l i chtvers i chert i st oder AnsprUCh 
au f Kranken- oder Wochenge l d  hat , auch wenn d i e s er 
AnsprUch ruht . oder d i e  auf Rechnung e i nes 
KrankenverS i Cherungsträgers n ach anderer 
bundesgesetz l i cher Vorschr i ft i n  Ansta l tsp f l ege steht . 
H i ebe i kommt Jedoch nur e i n  Ehegatte i n  Betracht , der 

* n i cht dem i m  § 78 Abs. 6 ange führten Personenkre i s  
* angehört. 
* 
* 

* 
* 

( 3 )  und ( 4 )  unverändert. 

We i tervers i cherung i n  der Krankenvers i cherung 

§ 8. ( 1 )  und ( 2 )  unverändert. 

( 3 )  D i e  Krankenver s i cherung kann ferner , wenn s i e  d i e  
i m  Abs. 1 beze i chnete M i ndestdauer erre i cht hat. 
fortgesetzt werden 

1. b i s  3. unverändert . 

s o l ange d i e  zur We i tervers i cherung berecht i gte Person 
i hren Wohn s i tz im I n l and hat und n i cht nach d i e sem oder 
e i nem anderen Bundesgesetz i n  der Kr a nkenvers i cherung 
p f l i chtvers i chert i st .  D i e  Antrags fr i st von s echs 
Monaten beg i nnt m i t  dem au f den Tag des Todes bzw . au f 
den Tag des Aussche i dens aus der P f l i chtvers i cherung 
bzw . au f den Tag der Rechtskr a ft der ger i cht l i chen 
Entsche i dung über d i e  N i cht i gerk l ärung. Aufhebung oder 
S che i dung der Ehe bzw . i n  den F ä l l en des § 2 Abs. 5 au f 
den Tag der Beend i gung des Ver l assenscha ftsverf ahrens 
f o l genden Tag. 

( 4 )  b i s  ( 6 )  unverändert . 

Forma l vers i cherung 

§ 12 . ( 1 )  b i s ( 3 )  unver ändert . 

( 4 )  D i e  F orma l vers i cherung gemäß Abs. 3 endet 

1. i n  der Krankenvers i cherung und U n fa l l vers i cherung 
m i t  dem Tag der Zuste l l ung des Besche i de s  des 
Vers i Cherungsträgers über das Aus sche i den aus der 
Vers i cherung, wenn n i cht e i ne frühere Beend i gung gemäß 
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BSVG-Ge l t ende F a ss ung 

§ 8 Abs . 6 bzw . gemäß § 1 1  Abs . 2 e i nt r i t t ;  

2 .  unveränder t .  

( 5 )  unveränder t .  

Me l dungen der Le i s t ungs ( Zah l ungs ) emp fänger 

§ 1 8 .  O i e  Le i s t u�gsemp fänger bzw . Zah l ungsemp fänger 
( §  7 1 ) haben j ede Anderung i n  den für den For t bes t and 
der B�zugsberech t 1 gung maßgebenden Ver hä l t n i ssen sow i e  
j ede Anderung i hr e s  WOhns i t zes bzw . des Wohns i t zes des 
Anspruchsberech t i g t en b i nnen zwe i Wochen dem 
Ver s i cher ungs t räger anzuze i gen . E i nkommensänderungen , 
d i e  au f Grund der a l l j ähr l i chen Ren t enanpassung i n  der 
Kr i egsop fer - und Heeresver sorgung bew i r k t  werden , 
un t er l i egen n i ch t  der Anze i geverpf l i ch t ung . 

---� .,. 

BSVG-Vorgesch l .  Fassung 

• § 8 Abs . 6 bzw . gemäß § 1 1  Abs . 3 e i n t r i t t ;  

2 .  unveränder t .  

( 5 )  unver änder t .  

Me l dungen der Le 1 s t ungs ( Zah l ungs ) emp fänger 

* § 1 8 .  ( 1 )  O i e  Le i s t ungsemp fänger b�w . 
* Zah l ungsemp fänger ( §  7 1 ) haben j ede Anderung i n  den für 
* den For t be s t and der Bezug�berech t i gung maßgebenden 
* Verhä l t n i ssen sow i e  j ede Anderung i hres Wohns i t zes bzw . 
* des Wohns i t zes des Anspruchsberech t i g t en b i nnen zwe i 
* Wochen dem Ver s i Cherungs t räger anzuze i gen . 
* E i nkommensänderungen , d i e  auf Grund der a l l j äh r l i chen 
* Rent enanpas sung in der Kr i egsop fer - und Heer esversorgung 
* bew i r k t  werden , un t er l i egen n i cht  der 
* Anze i geverpf l i ch t ung . 

* ( 2 )  Abs . 1 g i l t  ent sprechend für Per sonen , d i e  e i ne 
* Le i s t ung bean t ragt haben bzw . d i e  nach § 408 des 
* A l l geme i nen Soz i a l vers i cherungsgeset zes zur For t se t zung 
* des Ver fahrens berech t i g t  s i nd ,  soba l d  s i e  vom 
* Ver s 1 cherungs t räger nachwe i s l i ch über den Umfang 1 hr er 
* Me l dep f l i ch t  be l eh r t  wurden . 

Be i t räge zur Krankenver s i cherung während der Be i t räge zur Krankenver S i Cherung während der 
Le 1 s t ung des Präsenzd i en s t es Le i s t ung des Präsenzd i en s t e s  

§ 2 5 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  § 2 5 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

* ( 4 )  Abs . 2 g i l t  n i ch t  für Per sonen . d i e  gemäß § 8 
* Abs . 1 Z 5 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes 
* i n  der Kranken- und i n  der Pens i onsver s i cherung 
* t e i l verS i cher t  s i nd .  Für d i ese Per sonen g i l t  § 52 Abs . 3 
* des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes . 

Be i t r ag des Bundes Be i t r ag des Bundes 

§ 3 1 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  § 3 1 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Ober den Be t r ag gemäß Abs . 3 h i naus l e i s t e t  der 
Bund für j edes Geschä f t Sj ahr e i nen Be i t rag in der Höhe 
des Be t r ages . um den 1 00 , 5  vH der Au fwendungen d i e  
E r t r äge über s t e i gen . H i ebe i s i nd be i den Au fwendungen 
d i e  Ausg l e i chszu l agen . be i den E r t rägen der 
Bundesbe i t r ag und d 1 e  E r sä t ze für Ausg l e i chszu l agen 
außer Bet racht  zu l assen . 

SE I TE 3 

( 4 )  Ober den Bet rag gemäß AbS .  3 h i naus l e i s t e t  der 
Bund für j edes Geschä f t sj ahr e i nen Be i t r ag i n  der Höhe 
des Be t rages , um den 1 00 . 5 vH der Aufwendungen d 1 e  
E r t räge über s t e i gen . H i ebe i s i nd be 1 den Au fwendungen 

* d i e  Ausg l e i chszU l agen und d i e  außerorden t l i chen 
* Zuschüsse des 0 1 en s t gebe r s  zur Rück s te l l ung für 
* Pen s 1 onszwecke , be i den E r t rägen der Bundesbe 1 t r ag und 
* d i e  E r sä t ze für Ausg l e i chszu l agen außer Be t r acht  zu 
* l a s sen . 
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BSVG-Ge l t ende Fas sung 

( 5 )  und ( 6 )  unver änder t .  

S i cherung der Be i t räge ; Ha f t ung für 
Be i t ragsSchu l d i gke i t en 

§ 38 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Der Bet r i ebsnach fo l ger ha f t e t  für d i e  Be i t räge , 
d i e  se i n  Vorgänger i m  Bet r i eb zu zah l en gehabt hä t t e ,  
unbeschadet der for t dauer nden Ha f t ung des Vorgänger s und 
unbeschade t der Ha f t ung des Bet r i ebsnach fo l gers gemäß 
§ 1 409 des A l l geme i nen Bürger l i chen Ges e t zbuChes , für 
d i e  Ze i t  von höchs t ens zwö l f Mon a t en , vom Tag des 
E rwerbes zurückgerechnet , im F a l l e e i ner An fr age be i m  
Ver s i cherungs t r äger j edoch n u r  m i t dem Be t r ag ,  der i hm 
a l s  Rück s t and ausgew i esen worden i s t . 

SE I TE 4 
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( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  

S i cherung der Be i t räge ; Ha f t ung für 
Be i t ragsschu l d i gke i t en 

§ 38 . ( 1 )  unveränder t .  

* ( 2 )  Der E rwerber e i nes Bet r i ebes ha f t e t  für Be i t räge , 
* d 1 e  se i n  Vorgänger zu zah l en gehabt hä t t e ,  unbeschade t 
* der for t dauer nden Ha f t ung des Vorgänge r s  sow i e  der 
* Ha f t ung des Bet r i ebsnach fo l ger s nach § 1 409 ABGB und der 
* Ha f t ung des E rwerber s nach § 25 des Hande l sgeset zbuches 
* für d i e  Ze i t  von höch s t en s  zwö l f Mona ten vom Tag des 
* E rwerbes zurÜCkgerechne t .  Im F a l l  e i ner Anfr age be i m  
* Ver s i cherungs t räger ha f t e t  e r  j edoch nur m i t dem Be t r ag , 
* der i hm a l s  Rüc k s t and ausgew i esen worden i s t . 

* ( 3 )  Abs . 2 g i l t  n i ch t  be i e i nem E rwerb aus e i ner 
* Konkur smasse oder i m  Zuge e i nes 
* Vol l s t reckungsver fahren s . 

* ( 4 )  Geh t der Bet r i eb auf 

* 1 .  e i nen Angehör i gen des Be t r i ebsvorgänger s gemäß 
* Abs .  5 ,  

* 2 .  e i ne am Be t r 1 eb des Vorgänger s  wesen t l i ch 
* be t e i l i g t e  Per son gemäß Abs . 6 oder 

* 3 .  e i ne Per son m i t wesen t l i chem E i n f l uß au f d i e  
* Geschä f t s führung des Be t r i ebsvorgängers ( zB 
* Geschä f t s führer , l e i t ender Anges t e l l ter , Prokur i s t ) ,  

* über , so h a f t e t  d i eser Be t r i ebsnach fo l ger ohne Rück s i ch t  
* au f das dem Bet r i ebsübergang zugrunde l i egende 
* Rech t sgeschä f t  w i e  e i n  Erwerber gemäß Abs . 2 ,  sol ange er 
* n i c h t  nachwe i s t , daß er d i e  Be i t r ags schu l den n i ch t  
* kann te bzw . t rot z se i ner S t e l l ung i m  Be t r i eb des 
* Vorgänger s n i ch t  kennen konn t e .  

* ( 5 )  Angehör i ge gemäß Abs . 4 Z 1 s i nd :  

* 1 .  der Ehega t t e ;  

* 2 .  d i e  Verwand t en i n  gerader L i n i e  und d i e  
* Verwandt en zwe i t en und dr i t ten Gr ades i n  der 
* Se i t en l i n i e ,  und zwar auch dann , wenn d i e  Verwand t scha f t  
* au f e i ner unehe l i chen Gebur t beruh t ; 

* 3 .  d i e  Ver schwäger t en i n  ger ader L i n i e  und d i e  
* Ver sChwäger t en zwe i t en Gr ades 1 n  der Se i t en l i n i e ,  und 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung BSVG-Vorgesch l . F assung 

* zwar auch i n  F ä l l en unehe l i cher Verwand t scha f t : 

* 4 .  d i e  Wah l ( P f l ege ) e l t ern und d i e  
* Wah l ( P f l ege ) k i nder : 

* 5 .  der Lebensgefähr t e : 

* 6. d i e  i m  § 32 Abs. 2 der Konkursordnung genann t en 
* Personen . 

* ( 6 )  E i ne Person 1s t a n  e i nem B e t r i eb wesen t l i ch 
* be t e i l i g t , wenn s i e  zu mehr a l s  e i nem V i er t e l  An t e i l  am 
* B e t r i ebskap i t a l  h a t . Be i der Beur t e i l ung des An t e i l es am 
* Be t r i ebskap i t a l  i s t  der wahre w i r t sc ha f t l i che Geha l t  und 
* n i ch t  d i e  äußere Ersche i nungs form des S achverh a l t es 
* maßgebend . D i e  § §  22 b i s  24 der Bundesabgabenordnung 
* s i nd s i nngemäß a nzuwenden . 

* ( 7 )  S t ehen W i r t scha f t sgü t er , d i e  e i nem B e t r i eb 
* d i enen , n i ch t  i m  E i gen t um des Be t r i ebs l nhabers , sondern 
* i m  E i gen t um e i ner der i m  Abs . 4 genan n t en Personen , so 
* h a f t e t  der E i gen t ümer der W i r t scha f t sgüt er m i t d i e s en 
* Gü t ern für d i e  Be i t räge , s o l ange er n i ch t  n achwe i s t , d a ß  
* e r  d i e Be i t ragSSchU l den n i ch t  kann t e  bzw. t ro t z se i ner 
* S t e l l ung i m  Be t r i eb n i ch t  kennen konn t e .  

* ( 8 )  D i e  zur Ver t re t ung jur i s t i scher Personen 
* beru fenen Personen und d i e  gese t z l i chen Ver t re t er 
* na t ür l i cher Personen ha f t en neben den durch s i e 
* ver t re t enen Be i tragsschu l dnern für d i e  von d i e s en zu 
* en t r i ch t enden Be i t räge i nsowe i t . a l s  d i e  Be i t räge 
* i n fo l ge schu l dha f t er Ver l e t zung der den Ver t re t ern 
* au fer l eg t en P f l i ch t en n i ch t  en t r i Ch t e t  wurden . 

* ( 9 )  Not are , Rech t sanwä l t e und W i r t scha f t s t reuhänder 
* h a f t en wegen Hand l ungen , d i e  s i e  i n  Ausübung i hres 
* Beru fes be i der Berat ung i n  Be i t ragss achen vorgenommen 
* haben , gemäß Abs . 8 nur dann , wenn d i e s e  Hand l ungen e i ne 
* Ver l e t zung i hrer Beru fsp f l i ch t en e n t h a l t en . Ob e i ne 
* so l che Ver l e t zung der Beru fsp f l i ch t en vor l i eg t , i s t  au f 
* Anze i ge des VerS i cherung s t rägers i m  D i s z i p l i n arver fahren 
* zu e n t sche i den . 

Verjährung der Be i t räge Verjährung der Be i t räge 

§ 39 . ( 1 ) unveränder t .  § 39 . ( 1 )  unveränder t . 

( 2 )  D a s  Rec h t  au f Fes t s t e l l ung der Verp f l i ch t ung zur 
Zah l ung von Be i t rägen zur Un fa l l vers i cherung verjährt 
b i nnen fün f Jahren vom Tag i hrer F ä l l i gke i t , wenn der 
p' f l i ch t vers i cher t e  d i e  Ers t a t t ung e i ner Anme l dung bzw . 
A nderungsme l dung oder Angaben über d i e  Grund l agen für 
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( 2 )  Au fgehoben . 

SE ITE 5 

'-

164/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
38 von 56

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



BSVG-Ge l t ende F a ssung 

d i e  Berechnung der Be i t räge u n t er l a ssen oder unr i ch t i ge 
Angaben über d i e  G rund l agen für d i e  Berechnung der 
Be i t r äge gemach t h a t , d i e er be i gehör i ger Sorgfa l t  a l s  
unr i ch t i g  h ä t t e  erkennen mOs sen . 

( 3 )  und ( 4 )  unver änder t .  

Rück forderung ungebühr l 1 ch en t r i c h t e t er Be i t r äge 

* 
* 
* 
* 

§ 40 . Z u  Ungebühr en t r i ch t e t e  Be i t räge können * 
i nner h a l b  von zwe i Jahren nach der Zah l ung * 
zurückge forder t werden . W1 rd d 1 e  Ungebüh r l i chke i t  der * 
En t r i ch t ung der Be 1 t räge durch den Ver S i cherungs t räger * 
anerkan n t  oder i m  Verwa l t ungsver fahren fes t ges t e l l t ,  so * 
können d 1 ese Be i t räge i nnerha l b  von zwe 1 Jahren nach dem * 
Anerken n t n i S  bzw . nach dem E i n t r i t t  der Rech t sk r a f t  der * 
F e s t s t e l l ung i m  Verwa l t ungsver fahren zurückge forder t * 
werden . O i e  Rück forderung von Be i t r ägen , durch we l che * 
e i ne Forma l ver s 1 cherung begründe t wurde , sow i e  von * 
Be i t rägen zu e i ner Ver s i cherung , aus der i n  der Ze i t ,  * 
für we l che 8e i t r äge ungebÜhr l i ch en t r i C h t e t  wurden , e i ne * 
Le i s t ung erbr ach t wurde , i s t ausgesch l os sen . In den * 
F ä l l en des § 2 Abs . 5 und § 3 Abs . 3 s t eh t  d i e  * 
Rück forderung der Ver l as sensch a f t  zu . * 
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BSVG-Vorgesch l .  Fassung 

( 3 )  und ( 4 )  unveränder t . 

Rück forderung ungebühr 1 1 ch en t r 1 ch t e t er Be i t räge 

§ 40 . ( 1 )  Zu Ungebühr en t r i ch t e t e  Be i t räge können , 
sowe i t  im fo l genden n i cht s anderes bes t immt w i rd ,  vom 
Ver s i cher ten zurückge forder t werden . Das Rech t a u f  
Rück forderung ver j ähr t b i nnen zwe i Jahren nach deren 
Z ah l ung . Der Lauf der Ver j ährung des 
Rück forderungsrech tes w i rd durch E i n l e i t ung e i nes 
Verwa l t ungsver fahrens zur Her be i führung e i ner 
E n t sche i dung , aus der s i ch d i e  Ungebühr 1 1 chke i t  der 
8e 1 t ragsen t r 1 ch t ung erg i b t , b i s  zu e 1 nem Aner kenn t n i s  
durch den Ver s i cherungs t räger bzw . b i s  zum E i n t r i t t  der 
Rech t sk r a f t  der Ent sche i dung 1m Verwa l t ungsver fahren 
gehemmt . 

( 2 )  O i e  Rück forderung von Be i t rägen , durCh we l che 
e i ne Forma l ver s 1 cher ung begründe t wurde , sow 1 e  von 
Be i t rägen zu e i ner Ver s i cherun g ,  aus we l cher i nnerha l b  
des Ze i t raumes , für den Be i t räge ungebühr l i ch en t r i c h t e t  
worden s i nd ,  e i ne Le i s t ung erbrac h t  �urde , i s t  für den 
gesamten Ze i t r aum ausgesch l os sen . Desg l e i chen 1 s t d i e  
Rück forderung ausgesch l os sen , wenn nach dem Ze 1 t r aum , 
für den Be i t r äge ungebühr l i ch en t r i c h t e t  worden s i nd , 
e i ne Le i s t ung zuerkann t worden i s t und d i e  Be i t r äge auf 
den Bes t and oder das Ausmaß des Le i s t ungsanspruches von 
E i n f l uß waren , es sei denn , der zur L e i s t ungserbr 1 ngung 
zus t änd i ge Ver S i Cherungs t räger hä t t e d i e  Mög l i chke i t ,  i m  
Wege e i ner W i eder aufnahme des Ver fahrens ( §  69 
A l l geme i nes Verwa l t ungsver fahrensgese t z  1 950 ) neuer l i ch 
über den Le i s t ungsansprUCh zu en t sche i den . 

( 3 )  Wenn s t a t t des Ver S i Cherungs t räger s ,  an den d i e  
8e i t räge zu Ungebühr en t r i c h t e t  worden s i nd ,  e i n  anderer 
Ver S i Cherungs t räger zur Le i s t ungserbr i ngung zus t änd i g  
war und dem er s t eren Ver s i cherungs t räger gegenÜber dem 
l e t z t eren e i n  E r s a t zansprUch für zu Unrecht erbr acht e  
Le i s t ungen gemäß § 1 70 zus t eh t , ha t der unzus t änd i ge 
Ver s i cherungs t r äger d i e  ungebühr l i ch ent r i ch t e t en 
Be i t räge ohne Rück s i c h t  au f d i e  Verj ährungs fr i s t 
( Ab s . 1 )  für den gesamten Ze i t r aum , für den an den 
zus t änd i gen Ver s i cherungs t räger. nach t räg l i ch 8e i t räge zu 
en t r i ch t en s i nd , an den z u s t änd i gen Ver S i Cherungs t räger 
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8SVG-Ge l t ende F a s sung 8SVG-Vorgesch l .  F a s sung 

Un t er s t ü t zungs fond S 

§ 42 . ( 1 )  unver änder t .  

( 2 )  Dem Un t er s t ü t zungs fonds können 

1 .  und 2 .  unve rände r t . 

3 .  für den Ber e i ch der Pen s i onsver s i cherung 

a )  b i s  zu 5 v .  H .  des im Rechnungsabsch l uß 
n achgew i esenen Gebarungsüber schusses oder 

b )  b i s  zu 1 v. T .  der E r t r äge an 
Ver s i cherungsbe i t r ägen gemäß § 2 4  Abs . 2 
zuzüg l i Ch des 8e i t r ages gemäß § 3 1  Abs . 3 

überw i esen werden . 

( 3 )  Überwe i sungen gemäß Abs. 2 Z .  1 l i t .  b ,  Z .  2 
l i t .  b un d  Z .  3 l i t .  b dur fen nur sowe i t  er fo l gen , d a ß  
d i e  M i t t e l  des Un t er s t ü t zungs fonds a m  E nde des 
Geschä f t s jahre s  im 8ere i ch der K rankenve r s i cherung den 
B e t r a g  von 5 v. T .  der E r t r äge an 
Ver s i cherungsbe 1 t r ägen aus d 1 eser Ver s i cherung , im 
Bere i ch der U n f a l l ver s i cherung und i m  8er e 1 ch der 
Pen s 1 o n s ve r s 1 cherung den Be t r ag von je 2 v .  T .  der 1 m  

S E I TE 7 

* zu überwe 1 sen . Der überw 1 esene 8 e t r a g  1 s t au f d i e  vom 
* zus t änd 1 gen Ver S 1 cherung s t r äger geschu l de t en 8e 1 t räge 
* anzurechnen . Der zus t änd 1 ge Ver s i cherungs t r äger ha t 
* e 1 nen h 1 edu r ch a l l e n fa l l s  en t s t ehenden Uberschuß an 
* 8e i t rägen dem 8e i t r ags schu l dner gu t zuschre i ben bzw . , 
* fa l l s d i es n i ch t  mög l i ch i s t , zu er s t a t t en . 

* ( 4 )  Abs . 2 g i l t  n i ch t  für 8e i t r äge , d i e  zwa r  n i ch t  
* zur Gänze ungebühr l i ch, j edoch von e i ner z u  hohen 
* Be i t r agsgrund l age oder un t er Anwendung e i nes zu hohen 
* Be i t r ags s a t zes ent r i ch t e t  worden s i nd , sofern i nnerha l b  
* des i n  8e t r acht kommenden Ze i t r aumes nur so l che 
* Le i s t ungen erbr acht wurden , d i e  auch dann , wenn d 1 e  
* Be i t r äge i n  r i ch t i ger Höhe en t r i ch t e t  worden wär en, i m  
* g l e i chen Ausmaß gebühr t hä t t en . 

* ( 5 )  D i e  Rückforderung ungebühr l i ch en t r i ch t e t er 
* 8e i t räge s t eh t  dem 8e i t r ags schu l dner ( §  33 Abs . 2 )  zu , 
* i n  den Fä l l en des § 2 Abs . 5 und § 3 Abs .  3 der 
* Ver l as senscha f t  zu . 

Un t er s t ü t zungs fonds 

§ 42 . ( 1 )  unverände r t . 

( 2 )  Dem Un t er s t ü t zungS fondS können 

1 .  und 2 .  unverände r t .  

* 3 .  für den 8er e i ch der Pen s i onsver s i cherung b i s  zu 
* 1 , 2 5  vT der Er t räge an Ver s i cherungsbe i t rägen gemäß § 24 
* Abs . 2 zuzüg l i ch des 8e i t r ages gemäß § 31  Abs . 3 

* übe r w i esen werden . 

* 
* 

* 
* 
* 

* 

* ( 3 )  Überwe i sungen gemäß Abs . 2 Z 1 l i t .  b ,  Z 2 l 1 t .  b 
* und Z 3 dür fen nur sowe i t  e r fo l gen , daß d i e  M i t t e l  des 
* Un t e r s t ü t zungs fonds am E nde des Geschä f t S j ahres im 
* 8ere 1 ch der Kr ankenve r s i cherung den 8e t rag von 5 vT der 
* E r t r äge an Ver s i Cherungsbe i t r ägen aus d i eser 
* Ver s 1 cherun g , i m  Ber e i ch der Unfa l l ve r s i cherung den 
* Be t r ag von 2 vT der im Abs . 2 Z 2 l i t .  b beze 1 chne t en 
* Er t r äge und im Ber e i ch der Pens i on s ve r s 1 cherung den 
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BSVG-Ge l t ende F a ssung 

Abs . 2 Z .  2 I i t .  b bzw . Z .  3 I i t .  b beze i chne t en E r t räge 
aus der J ewe i l s  i n  Bet r ach t kommenden VerS i cherung n i c h t  
über s t e i gen . 

( 4 )  unveränder t .  

Anfa l l  der Le i s t ungen 

§ 5 1 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  H i n t erb l i ebenenpens i onen m i t Ausnahme so l cher 
nach e i nem Pens i onsemp fänger fa l l en mi t E r f ü l l ung der 
AnsprUchsvor ausse t zungen an , wenn der An t r ag b i nnen 
sechs Mona t en nach Er fü l l ung der Vor ausset zungen 
ges t e l l t w i rd ;  d i ese An t r agsfr i s t  beg i n n t  be i 
Wa i senpen s i onsberecht i g t en , d i e  e r s t  nach dem E 1 n t r i t t  
des Ver s i cherung s fa l l es geboren werden , m i t dem Tag der 
Gebur t .  H i n t er b l i ebenenpens i onen nach e i nem 
PenS i onsemp fänger fa l l en un t er der g l e i chen 
Vor ausset zung m i t dem dem Ver s i cherungs fa l l  f o l genden 
Mona t ser s t en an . A l l e  übr i gen Pens i onen fa l l en m i t dem 
S t i ch t ag an . 

( 3 )  und ( 4 )  unveränder t .  

Ver fa l l  von Le 1 s t ungsansprüchen 1 n fo l ge Ze 1 t ab l au fes 

§ 66 . ( 1 )  Der Anspruch au f Le i s t ungen aus d·er 
Kr ankenver s i cherung i s t  be i sons t 1 gem Ver l us t  b i nnen 
zwe i J a hren nach se 1 nem E n t s t ehen , be i n ach t r�g l i cher 
F es t s t e l l ung der Ver s i cherungspf l i ch t  oder 
Ver s i cherungsberech t i gung b i nnen zwe i Jahren nach 
Rech t s K r a f t  d i eser Fest s t e l l ung ge l t end zu machen . Be i 
Ge l d l e i s t ungen 1 s t h i ebei der Ze i t r aum zw i schen dem 
E n t s t ehen des Anspruches und dem Ze 1-t punk t , i n  dem d i e  
Le i s t ung gemäß § 68 auszuzah l en i s t , außer Be t r ac h t  zu 
l as sen . 

( 2 )  unveränder t .  

Rück forderung zu Unrech t erbrach ter Lei s t ungen 

§ 72 . ( 1 )  unveränder t .  

BSVG-Vorgesch l .  Fassung 

._-..... � �. 

* Be t r ag von 2 , 5  vT der E r t räge an Ver s i cherungsbe i t rägen 
* gemäß § 24 Abs . 2 zuzüg l i Ch des Be i t r ages gemäß § 3 1  
* Abs . 3 n i c h t  über s t e i gen . 

( 4 )  unveränder t .  

An fa l l der Le i s t ungen 

§ 5 1 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  H i n terb l 1 ebenenpens 1 onen m i t Ausnahme so l cher 
nach e i nem P en s 1 0nsempfänger f a l l en m i t E r fü l l ung der 
An spruChsvor ausset zungen an , wenn der An t r ag b f nnen 
sechs Mon a t en nach E r fü l l ung der Vor ausset zungen 

* ges t e l l t  w f rd ;  d i ese An t r agsfr i s t ver l änger t s i ch um d i e  
* Dauer e i nes Ver fahrens zur Fes t s t e l l ung der Va t er scha ft  
* und beg i nn t  be i Wa i senpens i onsberech t i g t en , d i e  er s t  
* nach dem E i n t r i t t des Ver s i cherungs fa l l es geboren 
* werden , m1 t dem Tag der Gebur t .  H l n t erb l f ebenenpens 1 0nen 
* nach e i nem Pen S i onsemp fänger fa l l en un ter der g l e i chen 
* Vor ausset zung m i t dem dem Ver s i cherungs fa l l  fo l genden 
* Mon a t ser s t en an . A l l e  übr i gen Pens i onen fa l l en m i t dem 
* S t i ch t ag an . 

( 3 )  und ( 4 )  unveränder t .  

Ver fa l l  von Le i s t ungsansprüchen i n fo l ge Ze i t ab l au fes 

§ 66 . ( 1 )  Der Anspruch auf Le i st ungen · aus der 
Kr ankenver s i cherung i s t  be i sons t i gem Ver l u s t  b i nnen 
zwe i Jahren nach se i nem E n t s t ehen , be i nach t rä g l i cher 
F es t s t e l l ung der Ver s i cherungsp f l i ch t  oder 
Ver s i cherungsberech t i gung b i nnen zwe i Jahren nach 
Rech t skr a f t  d i eser Fes t s t e l l ung ge l t end zu machen . Be i 

* Ge l d l e i s t ungen ver l änge r t  s i ch d i ese F r i st um j ene 
* Ze i t en , i nnerha l b  deren d i e  Le i s t ung gemäß § 68 
* auszuzah l en i s t . 
* 

( 2 )  unveränder t .  

Rück forderung zU Unrecht erbracht er Le i s t ungen 

§ 72 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Das Rech t au f RÜCk forderung gemäß Abs . 1 verj ähr t * ( 2 )  Das Rec h t  auf Rück forderung nach Abs . 1 
b 1 nnen zwe i Jahren nach dem Ze i t punk t , i n  dem dem * 
Ver S i cher ungs t r äger bekannt geworden i s t , daß d i e  * 
Le i s t ung zu Unrec h t  erbr ach t worden i s t . * 
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* a )  bes t eh t  n t cht , wenn der Ver s t cherungs t räger 
* erkennen muß t e ,  daß d i e  L e t s t ung zu Unrec h t  
* erbracht worden t s t ; 

* b )  ver j äh r t  b i nnen zwe i Jahren nach dem Ze i t punk t . 
* i n  dem dem Ver s 1 cherung s t räger bekann t geworden 
* i s t , daß d i e  Le i s t ung zu Unrecht erbr ach t 
* worden i s t . 

( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  ( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Anspruchsberech t i gung für Angehör i ge Anspruchsberec h t i gung für Angehör i ge 

§ 78 . ( 1 )  unve ränder t .  § 78 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  A l s  Angehör 1 ge ge l ten : ( 2 )  A l s  Angehör 1 ge ge l t en : 

1 .  der Ehega t t e ,  sofern er se i nen Lebensun t erha l t  
überw i egend aus dem l and( for s t ) w i r t scha f t l i chen Bet r i eb 
bes t re i t e t . 

2 .  b i s  6 .  unveränder t .  

O i e  s t änd i ge Hausgeme i nscha f t  i m  S i nne der Z .  5 bes t eh t  
we i t er , wenn s i ch das K 1 nd nur vorübergehend oder wegen 
schu l mä ß i ger ( be r u f l i cher ) Ausb i l dung oder ze 1 t we i 1 1 g 
wegen He i l behand l ung außerha l b  der Hausgeme 1 n scha f t  
a u fhä l t ;  d a s  g l e i che g i l t ,  wenn s i ch das K i nd au f 
Ver an l as sung des Ver s i Ch er t en und Überw i egend auf dessen 
Kos t en oder au f Anordnung der Jugend für sorge oder des 
Vormundscha f t s ( P f l egscha f t s ) ger l ch t e s  in P f l ege e i ne s  
Dr 1 t t en be f i ndet . 

( 3 ) und ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Kommt e i ne meh r fache Angehör l gene i genscha f t  gemäß 
Abs . 2 bzw . nach d i esem und e i nem anderen Bundesgese t z  
1 n  Be t rach t , s o  w i rd d 1 e  L e i s t ung nur e i nma l gewäh r t .  
Le i s t ungsp f l i ch t l g  i s t der Ver S 1 cher ungs t r äger be i dem 
d i e  Le 1 s t ung zuer s t  1 n  Anspruch genommen w i r d .  

( 6 )  A l s  Angehör i ger g 1 1 t  auch der E hega t t e e 1 nes 
gemäß § 4 Z 1 P f l i ch t ver s i cher t en ,  

SE I TE 

a )  wenn und s o l ange 1 n  se 1 ner Per son d 1 e  
Vor ausse t z ungen des Ab s .  1 zut r e f fen , und 

9 

* 1 .  der E hega t t e e 1 nes gemäß § 2 P f l i ch t ve r s i cher t en ,  
* sofern er se 1 nen Lebensun terha l t  überw i egend aus dem 
* E r t r ag des l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Be t r i ebes 
* bes t r e i t e t , sow i e  der Ehega t t e  e i ne s  gemäß § 8 
* We i t er ver s i cher t en unt er der we i t eren Vor au s se t zung des 
* Abs . 6 ,  

2 .  b i s  6 .  unveränder t .  

O i e  s t änd i ge Hausgeme i nscha f t  i m  S i nne der Z .  5 bes t eh t  
we i t e r , wenn s i ch das K i nd nur vorübergehend oder wegen 
schu l mäß i ger ( beruf l i cher ) Ausb i l dung oder ze i t we i l i g 
wegen He i l behand l ung außerha l b  der Hausgeme i nsch a f t  
aUfhä l t ; d a s  g l e i che g i l t ,  wenn s i ch d a s  K i nd au f 
Veran l a ssung des Ver S 1 cher t en und überw i egend auf dessen 
Kos t en oder auf Anordnung der Jugend für sorge oder des 
Vormundscha f t s ( P f l egscha f t s ) ger i ch t es i n  P f l ege e i ne s  
Dr 1 t t en be f i ndet . 

( 3 )  und ( 4 )  unverähder t .  

* ( 5 )  Kommt e i ne mehr fache Angehör i gene i genscha f t  nach 
* d i e sem und e i nem anderen Bundesgese t z  i n  Be t r ach t . so 
* w i rd d i e  Le i s t ung nur e i nma l gewähr t .  

Le 1 s t ungsp f l i ch t i g  i s t  der Ver s i Cherungs t räger be i dem 
d i e  Le i s t ung zue r s t  i n  Anspruch genommen w i rd .  

* ( 6 )  O i e  i n  Abs . 2 Z 1 genan n t en Per sonen ge l t en nur 
* a l s  Angehör i ge ,  sowe 1 t  es s i ch n i ch t  um e i ne Per son 
* hande l t ,  d i e  

* a )  i m  § 2 Abs .  1 des Bundesgeset zes über d i e  
* S oz i a l ver s i cherung frei beru f l i ch se l bs t änd i g  
* E rwerbs t ä t i ger , BGB 1 . Nr . 624/ 1 978 . oder i m  § 
* Abs . 1 des No t ar ve r S l cherungsgese t ze s  1 972 , 

SE I TE 9 
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BSVG-Ge 1 t e nde F a s sung BSVG-Vor gesch l .  � a ssung 

b )  er n i ch t  dem im § 2 Abs . 1 des Bundesgese t ze s  
über d i e  S oz i a l ver s i cherung f r e i ber u f l i ch 
se l b s t änd i g  E rwer bs t ä t i ger , BGB 1 . Nr . 624/ 1 978 . 
ange führ t en Per sonenk r e i s  angehör t .  

( 7 )  unveränder t .  

Ar t en der Erbr 1 ngung der Le i s t ungen , 
Kos t enbe t e i l i gung 

§ 80 . ( 1 ) und ( 2 )  unver ände r t .  

( 3 ) Der Ver s i ch er t e  h a t  k e i ne� Kos t en an t e i l zu 
bezah l en 

a )  be i S ach l e i s t ungen gemäß den § §  8 1  und 97 ; 

b )  b i s  d )  unverände r t . 

( 4 )  Der Ver s i cher ungs t räger k ann von der E i nhebung 
des Kos t en an t e i l es absehen 

a )  b i s  c )  unverände r t .  

d )  be i S a ch l e i s t ungen gemäß § 82 . 

( 5 )  b i s  ( 7 )  unverände r t .  

Sons t i ge Maßnahmen zur E rha l t ung 
der Vo l k sgesundhe i t  

§ 8 2 a . ( 1 )  Der Ver S i cherung s t räger h a t  unbeschade t 
se i ne r  sons t i gen gese t z l i chen Aufgaben sow i e  nach 
Maßgabe der i n  der gesonder t en Rück l age gemä ß § 204 
Abs . 3  vorhandenen M i t t e l  son s t i ge Maßnahmen zur 
E r ha l t ung der Vo l k sgesundhe i t  durchzufüh r e n . § 1 32c des 
A l l geme i ne n  S oz i a l ve r s i cherungsge se t zes g i l t ,  sowe i t i m  
f o l genden n i c h t s  anderes bes t i mmt w i rd ,  e n t spr echend . 

( 2 )  unveränder t .  

E r sa t zze i t en 

§ 1 07 .  ( 1 )  A l s  E r sa t z ze i t en ge l t en , sowe i t  s i e n i ch t  
a l s  Be i t r agsze i t en a nzusehen s i nd : 

1 .  unveränder t .  

S E I TE 1 0  

* BGB 1 . Nr . 66/ 1 972 , ange füh r t  i s t oder 

* 
* 
* 
* 

* 
* 

* 

b )  e i ne Pen s i on nach den i n  l i t .  a genann t en 
Bundesgese t zen bez i eh t . 

( 7 )  unveränder t .  

Ar t en der E rbr i ngung der Le i s t ungen . 
Kos t enbe t e i  1 i gung 

§ 80 . ( 1 )  und ( 2 )  unver ände r t .  

( 3 )  Der Ver s i cher t e  h a t  ke i nen K o s t enan t e i l zu 
bezah l en 

a )  be i Le i s t ungen gemäß den § §  8 1 , 82 , 82 a .  97 
und 1 0 1 ; 

b )  b i s  d )  unveränder t .  

( 4 )  Der Ver S i cher ungs t räger kann von der E i nhebung 
des Kos t en an t e i l es absehen 

a )  b i s  c )  unveränder t .  

d )  Au fgehoben . 

( 5 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

Sons t i ge Maßnahmen zur E r h a l t ung 
der Vo l k sgesundhe i t  

§ 82a . ( 1 )  Der Ver S i cherungs t r äger h a t  unbeschade t 
* se i ner anderwe i t i gen geset z l i chen Au fgaben son s t i ge 
* Maßnahmen zur E r ha l t ung der Vo l k sgesundhe i t  
* durchzuführen . § 1 32c des A l l geme i nen 
* S oz i a l ver s i cherungsgese t zes g i l t , sowe i t  i m  fo l genden 
* n i ch t s  anderes bes t immt w i rd ,  e n t sprechend . 
* 

( 2 )  unver änder t .  

E r s a t zze i ten 

§ 1 07 .  ( 1 )  A l s  E r s a t z ze i t en ge l t en , sowe i t  s i e  n i ch t  
a l s  Be i t r agsze i t en anzusehen s i nd :  

1 .  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

2 .  Z e i t en ,  i n  denen e i n  Ver s i cher t er , der am 
S t i ch t ag ( §  1 04 Abs . 2 )  d 1 e  ö s t e r r e i ch i sche 
S t aa t sborger scha f t  bes l t z t , 

a )  und b )  unverände r t . 

c )  a u f  Grund der Bes t 1 mmungen des * 
Wehrge se t zes 1 978 orden t l i chen oder * 
außerorde n t l l chen P r ä senzd i en s t oder auf Gr und * 
der Bes t i mmungen des Z i v i l d l en s t geset zes * 
orden t l i chen oder außerorden t l i chen Z i v i l d i en s t  * 
ge l e i s t e t  h a t ; * 

d )  unver änder t .  

3 .  unverände r t .  

* 
* 

BSVG-Vorgesch l . F assung 

2 .  Z e i t e n , i n  denen e i n  Ver S i cher t er ,  der am 
S t i ch t ag ( §  1 04 Abs . 2 )  d i e  ö s t e r r e i ch i sche 
S t aa t sbOrge r scha f t  bes i t z t , 

a )  und b )  unver ände r t . 

c )  au fgrund der Bes t i mmungen des Wehrge s e t zes 1 978 
orden t l i chen oder außer or den t l i chen 
P r ä senzd i en s t  - ausgenommen Ze l t en e i ne r  
P f l i ch t ve r s i cher ung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes - ode r  
au fgrund d e r  Bes t i mmungen d e s  
Z i v i l d i en s t geset zes orden t l i chen oder 
außeror den t l i chen Z i v i l d i en s t  ge l e i s t e t h a t ; 

d )  unveränder t .  

3 .  unver änder t .  

4 .  Ze i t en , während derer der Ver s i cher t e  .. 4 .  Ze H en , während derer der Ver s i cher t e  
Ubergangsge l d  gemäß § 1 56 d i eses Bundesge s e t zes oder 
gemäß § 1 99 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes 
bezogen h a t : 

* Übergangsge l d  gemäß § 1 56 d i eses Bundesgese t ze s , gem�ß 
* § 1 99 bzw . § 306 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cher ungsge s et ze s  oder gemäß § 1 64 des 
* Gewer b l i chen S oz i a l ver s i cherungsgese t ze s  bezogen h a t : 

5 .  und 6 .  unveränder t .  
, 

( 2 )  und ( 3 )  unver änder t .  

( 4 )  Z e l t en gemäß Abs . 1 Z 1 ge l t en n i c h t  a l s  
E r sa t zze i t en , wenn während d l eser Z e l t en 

a )  e i ne P f l l ch t ve r s i cher ung nach dem 
Landw i r t scha f t l i chen 
Zuschußren t enve r s i cher ungsgese t z  bzw . nach dem 
Bauern-Soz i a l ve r s i cher ungsge se t z  best anden h a t , * 
ohne d a ß  Be i t r äge i m  S i nne des § 1 06 Abs . 1 Z 1 * 
bzw . 2 w i r ksam en t r i ch t e t  worden s i nd ;  

• * 

b )  unve r ä nde r t .  

O i e  Z e i t en gemäß Abs . 1 Z .  2 ge l t en a l s  E r sa t z ze i t en , 
sofern i hnen e i ne Be i t r ags- oder E r sa t zze i t  i m  S i nne 
d i e s e s  Bundesge s e t z e s  vor angeh t oder nach fo l g t . Ze i t en 
der i m  Abs . 1 Z .  3 genann t en Ar t ge l t en b i s  zum Wegf a l l  
der Beh i nder ung , l ängs t en s  b i s  1 .  Apr i l  1 959 , a l s  
E r sa t z z e i t en ; d i e s  j edoch nur , wenn d i e  t a t säch l i che 
l et z t e  Ausübung der E rwer bs t ä t i gk e i t  gemäß Abs . 1 Z .  1 
dem Beg i nn der B eh i nderung n i ch t  um mehr a l s d r e i  J a h r e  
vor angeh t .  D e r  Wegf a l l  d e r  Beh i nderung i s t  anzunehmen , 
wenn d e r  Ver s i cher t e  i m  I n l and se i nen Wohn s i t z  w i eder 

SE I TE 1 1  

* 

5 .  und 6 .  unverände r t .  

( 2 )  und ( 3 )  unve ränder t .  

( 4 )  Z e i t en gemäß Abs . 1 Z 1 ge l t en n i ch t  a l s  
E r sa t z ze i t en , wenn währ end d i eser Ze i t en 

a )  e i ne P f 1 1 ch t ve r s i cherung n ach dem 
Landw i r t scha f t l i chen 
ZUschußrent enver s i cherungsges e t z  bzw . n ach dem 
Bauer n-Pen s i onsver S i cherungsges e t z  bes t anden 
h a t , ohne daß B e i t r äge 1m S i nne des § 1 06 
Abs . 1 Z 1 bzw . 2 w i rk sam e n t r i ch t e t  worden 
s i nd ; 

b )  unveränder t .  

O i e  Ze i t en gemäß Abs . 1 Z .  2 ge l t en a l s  E r s a t z z e i t en , 
sofern i hnen e i ne Be i t r ags- oder E r s a t z ze i t  i m  S i nne 
d i eses Bundesgeset zes vorangeh t oder nach fo l g t . Ze i t en 
der i m  Abs . 1 Z .  3 genann t en Ar t ge l t en b i s  zum Wegf a l l  
der Beh i nderung , l ängs t e n s  b i s  1 .  Apr i l  1 959 , a l s  
E r s a t z ze i t en ; d i es j edoch nur , wenn d i e  t a t säch l i che 
l e t z t e  Ausübung der E rwerbs t ä t i gke i t gemä ß Abs . 1 Z .  1 
dem Beg i nn der Beh i nder ung n i ch t  um mehr a l s  d r e i  J ah r e  
vor angeh t .  D e r  Weg fa l l  d e r  Beh i nderung i s t a nzunehmen , 
wenn der Ver s i cher t e  i m  I n l and se i nen Wohn s i t z w i eder 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

begründe t oder e i ne se l bs t änd i ge E rwer bs t ä t 1 gke i t .  d i e  
d i e  P f l i ch t ver s i cherung nach d i esem Bundesgese t z  
begründet h a t  oder be i früherem W 1 r k samke i t sbeg i nn 
begründe t hä t t e ,  au fgenommen und l änger a l s  e i n  Jahr 
unun t er br ochen ausgeübt h a t . 

( 5 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

War t eze i t  

§ 1 1 1 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  D i e  War t eze i t 1 s t er fü l l t ,  wenn am S t i c h t ag 
( §  1 04 Ab s .  2 )  Ver s i cherungsmona t e  1 m  S i nne d i eses 
Bundesgese t zes i n  fol gender M i ndes t z ah l vor l i egen : 

1 .  für e i ne Le i s t ung aus dem Ver s i cher ungs fa l l  der 
dauer nden E rwer bsun fäh i gke i t  sow i e  aus dem 
Ver s i cher ungs fa l l  des Todes 

a )  unveränder t .  

b )  wenn der S t i ch t ag nach Vo l l endung des 
5 5 . Lebens j ahres be i männ l i chen , nach 
Vo l l endung des 50 . Lebensj ahres be i we i b l i chen 
Ver s i cher t en l i egt , er höht s i ch d i e  War t e ze i t 
nach l i t .  a j e  nach dem Lebensa l t er des ( der ) 
Ver S i cher t en für j eden we i t eren Lebensmona t  um 
j ewe i l s  e i n  Mona t  b i s  zum Höch s t ausmaß von 
1 80 Mona t en ;  

2 .  für e i ne Le i s t ung aus dem Ver s i cherungs fa l l  des 
A l t er s  1 80 Ver s 1 cher ungsmona t e .  

( 4 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Beme s sungsgrun d l age be i N i ch t er fü l l ung der War teze i t  

§ 1 1 7 .  L ä ß t  s i ch i n  Fä l l en des § 1 1 1  Abs . 2 e i ne 
Beme s sungsgrund l age gemäß den § §  1 1 3 oder 1 1 6 n i ch t  
ermi t t e l n ,  so i s t d i e  Beme ssungsgrund l age g l e i ch e i nem 
V i er zehn t e l  der Bemes sungsgr und l age gemäß § 1 8 1  Abs . 1 
des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes . 

S E I TE 1 2  

BSVG-Vorgesch l .  Fassung 

begründet oder e i ne se l b s t änd i ge E rwerbs t ä t i gke 1 t .  d i e  
d i e  P f l i ch t ver s i cherung nach d i esem Bundesge se t z  
begr ündet hat  oder be i fr üherem W i r k samke i t sbeg 1 nn 
begr ündet hä t t e ,  au fgenommen und l änger a l s  e i n  Jahr 
unun t erbrochen ausgeüb t h a t . 

( 5 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

War t eze i t  

§ 1 1 1 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  D i e  War teze i t  i � t  er fü l l t ,  wenn am S t i ch t ag 
( §  1 04 Abs . 2 )  Ver S i cherungsmon a t e  i m  S i nne d i eses 
Bundesgese t zes in  fol gender M i ndes t z ah l vor l i egen : 

1 .  für e i ne Le i s t ung aus dem Ver s i cherungs fa l l der 
dauernden E rwerbsun fäh i gke i t sow i e  aus dem 
Ver S i cher ung s fa l l des Todes 

a )  unveränder t .  

b )  wenn der S t i ch t ag nach Vo l l endung des 
5 5 . Lebensj ahres be i männ l i chen , nach 
Vo l l endung des 50 . Lebensj ahres be i we i b l i chen 
Ver S i cher t en l i egt , er höh t s i ch d i e  War t e ze i t 
nach l 1 t .  a j e  nach dem Lebensa l t er des ( der ) 
Ver s i cher t en für j eden we i t eren Lebensmon a t  um 

* j ewe i l s  e i nen Mon a t  b i s zum Höc h s t ausmaß von 
1 80 Mona t en ;  

* 2 .  für e i ne Le i s t ung aus e i nem Ver s i cherung s fa l l des 
A l t e r s  1 80 Ver s i cherungsmona t e . 

* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* 
* 

( 4 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Bemes sungsgrun d l age be i N i ch t er fü l l ung der War t eze i t  

§ 1 1 7 .  Läß t s i ch i n  den Fä l l en des § 1 1 1  Abs . 2 e i ne 
Bemes sungsgr und l age gemäß den § §  1 1 3 oder 1 1 6 n i c h t  
ermi t t e l n .  so i s t d i e  Bemes sungsgrund l age 

1 .  für Schwerver sehr t e  und Bez i eher e i ne r  
W i t wen ( Wi twer ) r en t e  g l e i ch e i nem V i er zehn t e l  der 
Bemes sungsgrund l age gemäß § 1 8 1  Abs .  2 Z· 1 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes . 

2 .  i n  a l l en Obr 1 ge� F ä l l en g l e i c h  e i nem V i er zehn t e l  
der 8emessungsgrund l age gemäß § 1 8 1  Abs . 2 Z 2 des 
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BSVG-Ge l t ende F assung 8SVG-Vorgesc h l . Fas sung 

* A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes . 

Wanderver s i cherung Wanaer ver s i cherung 

§ 1 20 .  ( 1 )  Ha t e i n  Ver S i cher t e r  Ver s i cherungsmona t e  
sowoh l i n  der Bauern-Pens i onsver s i cherung a l s  auch 1 n  
der P en s l onsver s l cherung nach dem A l l geme l nen 
Soz l a l ver s l cherungsgeset z und ( oder ) l n  der Gewer b l i chen 
S e l bs t änd i gen-Pen s i onsver s i cher ung erwor ben , so kommen 
für i hn d i e  Le l s t ungen aus der Pens i onsver s 1 cherung 1 n  
Be t r ach t , der e r  zugehör l g  1 s t . D i e  Zugehör i gke i t  des 
Ver s i cher t en r i ch t e t  s i ch für L e i s tungen aus den 
Ver s i cherungs fä l l en des A l t er s ,  der dauernden 
E rwerbsun fäh i gke i t und des TOdes nach den Abs . 2 b i s  5 ,  
für Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on und der 
Gesundhe i t svor sorge nach Abs . 6 .  

( 2 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

K i nder zusch l ag 

§ 1 3 1 . ( 1 )  Der s i ch nach § 1 30 ergebende Hunder t s a t z  
erhöh t s l ch be l e i ner we ib l i chen Ver s i cher ten für j edes 
l ebendgeborene K i nd ,  sofern d i e  Ver s i cher t e  im Ze i t punk t 
der Gebur t l hr en Wohns l t z 1 m  I n l and h a t , unbeschade t 
Abs . 2 und 4 ,  1 m  Ausmaß von 3 vH der 
Bemes sungsgrund l age , wenn mehrere Beme ssungsgrund l agen 
angewende t werden , der höch s t en Bemes sungsgrund l age 
( K i nder zusch l ag ) . 

( 2 )  D l e  Summe der Hunder t sä t ze nach Abs . 1 und § 1 30 
Abs . 2 dar f be l Vor l i egen von wen 1 ger a l s  
6 1  Ver s i cherungsmon a t e n  27 n i ch t Über s t e i gen . D i eser 
Hunde r t sa t z  erhöh t s i ch für j eden we i t er en 
Ver s i cherungsmona t vom 6 1 .  Mon a t  b i s  zum 359 . Mon a t  um 
0 , 1 .  

( 3 )  W 1 rd e i n  K i nd an K i ndes s t a t t angenommen und w i rd 
d l e  Wah l k i ndscha f t  vor Vo l l endung des dr l t t en 
Lebensj ahres des K i ndes begr ünde t ,  so gebühr t  der 
K l nder zusch l ag der Adop t 1 vmut t er ans t e l l e  der i m  Abs . 1 
bez e i chnet en Ver s l cher t en .  

S E I TE 1 3  

§ 1 20 .  ( 1 )  Ha t e i n  Ver s i cher t er Ver s i cherungsmona t e  
sowoh l 1 n  der Bauern-Pen s i onsver s l cherung a l s  auch 1 n  
der Pens 1 0nsver s i cherung nach dem A l l geme l nen 
Soz l a l ver s i cherungsgeset z  und ( oder ) i n  der Gewerb l i chen 
Se l bs t änd i gen-Pens i on sver s i cherung erworben , so kommen 
für i hn d i e  Le i s t ungen aus der Pens i onsver s 1 cherung 1 n  

* Be t r ach t , der er zugehör 1 g  i s t .  H i ebe i g i l t  a l s  Le i s t ung 
* aus der Pen s l onsver s i cherung nach d i esem Bundesge se t z  
* auch d l e  vor ze l t i ge A l t er spens l on be i Arbe i t s l os l gke l t  
* gemäß § 253 a des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cherungsgese t zes . D i e  Zugehör i gke i t  des 
* Ver s i cher t en r i ch t e t  s i ch für Le i s t ungen aus den 
* Ver s i cherungs fä l l en des A l t er s ,  der dauernden 
* E rwerbsunfäh i gke i t  und des Todes nach den Abs . 2 b i s  5 ,  
* für Maßnahmen der Rehab i l l t a t i on und der 
* Gesundhe l t svor sorge nach Abs . 6 .  

( 2 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

K l nder zusch l ag 

§ 1 3 1 . ( 1 )  Der s i ch nach § 1 30 ergebende Hunder t sa t z  
erhöh t s i ch be i e i ner we i b l i chen Ver s i cher ten für j edes 
l ebendgeborene K l nd , sofern d l e  Ver s i cher t e  1m Z e i t punk t 
der Gebur t i hren Wohns i t z 1 m  I n l and h a t , unbeschade t 

* Abs . 2 und 5 ,  i m  Ausmaß von 3 vH der 
Bemes sungsgr und l age , wenn mehrere Bemessungsgrund l agen 
angewende t werden , der höchs t en Bemessungsgrund l age 
( K l nder zusch l ag ) .  

* ( 2 )  D i e  Summe der Hunder t sä t ze nach Abs .  1 und nach 
* § 1 30 Abs . 2 dar f  den Grenzhunder t sa t z  nach Abs . 3 n i c h t  
* über s t e i gen . I s t  d i e  Summe der Hunder t sä t ze nach § 1 30 
* Abs . 2 und 3 k l e i ner a l s  der s i ch aufgrund der d l eser 
* S umme zugrunde l l egenden Ver s 1 cherungsmon a t e  und Mona t e  
* f ü r  d i e  Bemes sung des Zurechnungszusch l ags ( §  1 30 
* Abs . 3 )  ergebende Grenzhunder t sa t z  n ach Abs .  3 ,  dar f d i e  
* Summe der Hunder t sä t ze nach Abs . 1 ,  nach § 1 30 Abs . 2 
* und § 1 30 Abs . 3 den Grenzhunder t sa t z  n i cht  Über s t e i gen . 

* ( 3 )  Der Grenzhunder t sa t z  bet rägt be i Vor l l egen von 
* wen 1 ger a l s  6 1  Ver s i cherungsmon a t en bzw . Mona t en für d i e  
* Bemessung des Zurechnungszusch l ags 27 . E r  erhöh t s l ch 
* für j eden we i t eren Ver s l cher ungsmona t bzw . Mona t  für d i e  
* Bemessung des Zurechnungszusch l ags vom 6 1 . Mon a t  b i s  zum 
* 360 . Mona t um 0 , 1 .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

( 4 )  Be 1 Vor l i egen von mehr a l s  
359 Ver s i cherungsmon a t en gebühr t ke i ne E rhöhung des s i Ch 
nach § 1 30 ergebenden Hunder t s a t ze s . 

BSVG-Vorgesch l .  Fas sung 

* ( 4 )  W i rd e i n  K i nd an K i ndes s t a t t angenommen und w i rd 
* d i e  Wah l k i ndscha f t  vor Vo l l endung des dr i t t en 
* Lebensj ahres des K i ndes begründe t ,  so gebÜh r t  der 
* K i nder zusch l ag der Adop t i vmu t ter an s t e l l e der 1 m  AbS . 1 
* beze i chne t en Ver s i cher t en .  

* ( 5 )  Be i Vor l i egen von mehr a l s  359 
* Ver s 1 cherungsmon a t en und wenn d 1 e  S umme der Hunder t sä t ze 
* nach § 1 30 Abs . 2 und 3 gr ößer oder g l e i ch dem s 1 ch 
* au fgrund der d i eser Summe zugrunde l i egenden 
* Ver s 1 cherungsmona t e  und Mona t e  für d I e  Bemessung des 
* Zurechnungszusch l ags ergebenden Grenzhunder t sa t z  nach 
* Abs . 3 1 s t . gebüh r t  k e i ne E rhöhung des s i ch nach § 1 30 
* ergebenden Hunder t sa t zes . 

Ausmaß der W 1 t wen ( W l twer ) pen s i on Ausmaß der W i twen ( W i twer ) pen s i on 

§ 1 36 . ( 1 )  D i e  W i t wen ( W i twe r ) pens i on bet r ägt . wenn der § 1 36 . ( 1 )  D i e  W i t wen ( W i twer ) pen S l on be t rägt , wenn der 
( d i e )  Ver s i cher t e  im Ze i t punk t des Todes ( d i e )  Ver s i cher t e  i m  Ze i t punk t des Todes 

a )  und b) unveränder t .  a )  und b )  unveränder t .  

c )  Anspruch a u f  E rwer bsun fäh i gke i t s ( A l t er s ) pens i on 
und nach deren An fa l l  we i t ere Be i t r agsze i t en 
der P f l l ch t ver s l cher ung nach d i esem 
Bundesge s e t z ,  dem A l l geme i nen 
Soz l a l ver s i cherungsge se t z  oder dem Gewerb l i chen 
Soz i a l ve r s l cherungsge se t z  erworben h a t t e ,  60 vH 
der E rwerbsunfäh i gke i t s ( A l t er s ) pens i on ; h i ebe i 
1 s t das Ausmaß der i n  der 
E rwer bsun fäh i gke l t s ( A l t er s ) pens i on 
berück s i ch t i g t en S t e i gerungsbe t r äge ( §  1 3 1  * 
Abs . 2 )  um d i e  auf  d i ese 8e l t r agsze l t en 
en t fa l l enden S t e l gerungsbe t räge zu erhöhen , und 
zwar b i s  zum Höc h s t ausmaß von 
540 Ver s l cherungsmona t en ; e l n  l n  der 
E rwerbsun fä h i gke l t s ( A l t er s ) pen s 1 0n a l l en fa l l s  
berück s l ch t l gt e r  Zurechnungszusch l ag ( §  1 30 
Abs . 3 )  verml nder t s l ch en t sprechend . 

Bei  der Bemessung der W l t wen ( W l t wer ) pen s l on haben 
K l nder z u sch l ag ,  K i nder zuschüs s e  und H l 1 f l osenzuschuß 
außer Ansa t z z u  b l e i ben . 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

SE I TE 1 4  

c )  Anspruch auf E r werbsun fäh l gke l t s ( A l t e r s ) pens l on 
und nach deren Anfa l l we i t ere Be l t r agsze i t en 
der P f l l ch t ver s l cherung nach d i esem 
8undesgeset z ,  dem A l l geme i nen 
Soz i a l ver s l cherungsgese t z  oder dem Gewerb l i chen 
Soz i a l ver s l cherungsgeset z erworben ha t t e ,  60 vH 
der E rwer bsun fäh i gke l t s ( A l t er s ) pens i on ;  h i ebe i 
i s t das Ausmaß der l n  der 
E rwerbsunfäh i gke i t s ( A l t er s ) pens i on 
berück s l ch t l g ten S t e l gerungsbe t r äge ( §  1 30 
Abs . 2 )  um d i e  auf  d i ese 8e l t r agsze i t en 
en t fa l l enden S t e i gerungsbe t r äge zu erhöhen , und 
zwar b i s  zum Höchst ausmaß von 
540 Ver s i cherungsmon a t en : e i n  l n  der 
Erwerbsunfäh l gke l t s ( A l ter s ) pens l on a l l en fa l l s  
berück s i ch t l gt e r  Zurechnungszu sch l ag ( §  1 30 
Abs . 3 )  verm l nder t s i ch en t spr echend . 

Be l der 8emes sung der W l t wen ( W l t wer ) pens l on haben 
K l nder zusch l ag ,  K i nde r zuschüsse und H i l f l osenzuschuß 
außer Ansa t z  zu b l e i ben . 

( 2 )  b l s  ( 4 )  unverände r t . 
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aSVG-Ge l t ende F a ssung 

Un t er ha l t sansprOche und Net t oe i nkommen 

§ 1 42 . ( 1 )  und ( 2 )  unver änder t .  

( 3 )  Wenn und s o l ange das Net t oe i nkommen des 
Un t er h a l t spf 1 1 ch t 1 gen 1 n  den F ä l l en des Abs . 1 1 1 t .  a 
und b n i c h t  nachgew i esen w 1 r d ,  i s t anzunehmen , daß d 1 e  
Höhe der mona t 1 1 chen Un t er h a l t sverp f 1 1 Ch t ung 30 v .  H .  
der HÖchs t be 1 t ragsgrund l age gemäß § 48 Abs . 3 des 
Gewer b l i chen Soz 1 a l ver S 1 cherungsgese t zes bet rägt . I s t  
d 1 e  Un t erha l t s forderung t ro t z durchgeführ t er 
Zwangsmaßnahmen e 1 n sch 1 1 eß 1 1 ch ger i ch t l i cher 
E xeku t i on s führung une 1 nbr 1 ng 1 1 ch oder er sche 1 n t d i e  
Ver fo l gung des Un t er ha l t sanspruches o f fenbar 
auss 1 ch t s l os ,  un t er b l e i b t  e i ne Zurechnung zum 
Net t oe i nkommen . 

( 4 )  unveränder t .  

Anwendung der Bes t 1mmungen Ober d 1 e  Pens i onen 
auf d i e  Ausg l e i ch s zu l age 

§ 1 43 .  ( 1 ) unveränder t .  

( 2 )  Be 1 Anwendung der Bes t i mmungen der § §  54 Abs . 3 
Z 2 .  5 6 , 5 7  a .  5 8  und 59 i s t d i e  Ausg l e 1 ch s z u l age außer 
Bet rac h t  zu l as sen . 

Angehör i ge 

§ 1 5 1 . ( 1 )  A l s  AngehÖr 1.ge ge l t en 

1 .  der E hega t t e ,  sofern er se i nen Lebensun terha l t  
überw i egend aus dem E r t rag des 
l and ( f or s t )w 1 r t schaf t 1 1 chen Bet r 1 ebes se i ne s  Ehega t ten 
bzw . des auf geme i nsame Rechnung und Ge fahr geführ t en 
Bet r 1 ebes bes t re 1 t e t , 

2 .  d i e  K i nder ( §  1 19 ) . 

( 2 )  unverändert .  
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eSVG-Vorgesch l .  Fas'sung 

Un t erha l t sansprOche und Net t oe i nkommen 

§ 1 42 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Wenn und So l ange das Net toe i nkommen des 
Un terha l t sp f 1 1 ch t 1 gen 1 n  den F ä l l en des Abs . 1 1 1 t .  a 
und b n i cht n achgew i esen w 1 rd ,  i s t anzunehmen , daß d i e  
Höhe der mona t l i chen Unt erha l t sverp f 1 1 ch t ung 30 v .  H .  
der Höchs t be 1 t r agsgrund l age gemäß § 48 Abs . 3 des 
Gewerb l i chen Soz i a l ver s l cherungsgese t ze s  bet rägt . I s t  
d i e  Un terha l t s forderung t ro t z  durchge führ ter 
Zwangsmaßnahmen e i nsch l i eß l i ch ger i ch t 1 1 cher 

* E x eku t 1 0ns führung ganz oder t e 1 l we 1 se une i nbr 1 ng l i ch 
* oder ersche i n't d 1 e  Ver fo l gung des Un terha l t sanspr uches 
* o f fenbar auss i ch t s l os ,  un ter b l e i b t  e 1 ne Zurechnung zum 
* Ne t t oe i nkommen bzw . er fo l gt e i ne Zurechnung nur b i s  zur 
* Höhe des t e i l we i se ge l e i s t e t en Unterha l te s . 

( 4 )  unveränder t .  

Anwendung der Bes t i mmungen Ober d i e  Pen s i onen 
auf d 1 e  Ausg l e 1 ch s z u l age 

§ 1 43 .  ( 1 )  unveränder t .  

* ( 2 )  Be 1 Anwendung der Bes t 1mmungen der § §  5 6 , 57 a .  
* 5 8  und 59 i st d i e  Ausg l e 1 ch s z u l age außer Bet r ach t zu 
* l as sen . 

Angehör 1 ge 

* § 1 5 1 . ( 1 )  A l s  Angehör i ge ge l t en der E hega t t e und d i e  
* K 1 nder i m  S 1 nne des § 78 . 

* 
* 
* 
* 
* 

* 

( 2 )  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s s ung 

Übergangsge l d  

BSVG-Vorgesch l .  Fas sung 

Übergangsge l d  

§ 1 56 .  ( 1 )  Der Ver s i Cherungs t räger h a t  dem 
Ver s i cher t en für d i e  Dauer der Gewähr ung von 
med i z i n 1 schen Maßnahmen der Reh ab i l i t a t i on oder e i ne r  
Ausb i l dung gemäß § 1 53 Abs . 2 Z .  1 e i n  Übergangsge l d  zu 

§ 1 56 .  ( 1 )  Der Ver S i cherungs t r äger hat dem 
Ver s i cher t en für d i e  Dauer der Gewährung von 
med i z i n i schen Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on oder e i ner 
Ausb i l dung gemäß § 1 53 Abs .  2 Z .  1 e i n  Übergangsge l d  zu 
l e i s t en .  Ubergangsge l d  für d i e  Dauer der Gewähr ung von 
med i z i n i schen Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on gebühr t  ab 
Beg i nn der 27 . Woche nach dem l e t z t ma l i gen E i n t r i t t  des 
Ver S i cherungs fa l l es der K r ankhe i t  ( §  76 Abs . 1 Z .  1 ) ,  
d i e  m i t der Gewäh rung d i eser Maßnahmen der 
Rehab i l i t a t i on i n  Z usammenhang s t eh t . 

* l e i s t en .  
* 
* 
* 
* 
* 

( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Ausmaß des E r s a t zanspruches 

§ 1 6gc . ( 1 )  A l s  E r sa t z gemäß den § §  1 6ga und 1 69b 
Abs . 1  i s t  h i n s i ch t l i ch der K r ankenbehand l ung für j eden 
Ka l ender t ag der Behand l ungs ze i t  zu l e i s t en :  

a )  unverände r t .  

b )  be i e i ne r  n i ch t  a l s  Ans t a l t sp f l ege gewähr t en 
K rankenbehand l ung ( Un fa l l he i l behand l ung ) ohne 
Rück s i ch t  au f den E i n t r i t t  der Arbe i t s fäh i gk e i t  
für j eden K a l ender t ag des 
8ehand l ungsze i t r aume s , sowe i t  j edoch zw i schen 
den e i nz e l nen ä r z t l i chen Behand l ungen meh r  a l s  
1 3  Ka l ender t age l i egen , für j eden 
8ehand l ungs tag e i n  Be t r ag i n  der Höhe von * 
2 5  v . H .  des 360 . Te i l e s  der i m  § 1 8 1  Abs . l * 
zwe i t er S a t z  des A l l geme i nen * 
Soz i a l ve r s 1 cherungsgese t zes fes t geset z t en * 
Beme ssungsgrund l age für d i e  gemäß § 3 d i eses * 
Bundesge s e t zes i n  der Un fa l l ver s i cherung * 
P f l i ch t ver s i cher t en .  E i ne gesch l os sene * 
Behand l ungsze 1 t ,  f ü r  d i e  d i e  Kos t en der n i ch t  * 
a l s  Ans t a l t sp f l ege gewähr t en Krankenbehand l ung * 
( Un fa l l he i l behand l ung ) nach Ka l ender t agen * 
abzuge l t en s i nd ,  1 1 eg t  auch dann noch vor , wenn * 
d i e  Behand l ung am se l ben Wochen t ag der zwe i t en * 
Woche s t a t t f i nde t . * 

( 2 )  unveränder t .  
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( 2 )  b i s  ( 6 )  unverände r t .  

Ausmaß des E r s a t zanspr uches 

§ 1 6gc . ( 1 )  A l s E r s a t z gemäß den §§ 1 69a und 1 6gb 
Abs . l i s t  h i n s i ch t l i ch der K r ankenbehand l ung für j eden 
Ka l ender t ag der Behand l ungs ze i t  zu l e i s t en :  

a )  unverände r t . 

b )  be i e i ner n i c h t  a l s  Ans t a l t sp f l ege gewähr t en 
Kr ankenbehand l ung ( Un fa l l he i l behand l ung ) ohne 
Rück s i ch t  a u f  den E i n t r i t t  der Arbe i t s fäh i gke i t  
für j eden K a l ender t ag des 
Behand l ungs ze i t r aumes , sowe i t  j edoch zw i schen 
den e i nze l nen ä r z t l i chen 8ehand 1 ungen mehr a l s  
1 3  Ka l ender t age l i egen , für j eden 
8ehand l ungs t ag e i n  Be t r ag i n  der Höhe von 25 vH 
des 360 . Te i l es der nach § 1 8 1  Abs . 2 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes j ewe i l S  
i n  Be t r acht kommenden Bemes sungsgrund l age für 
d i e  gemäß § 3 d i eses Bundesgeset zes in der 
Un fa l l ve r s i cherung P f l l ch t ver s l cher t en .  E i ne 
geSCh l ossene Behand l ungsze i t ,  für d i e  d i e  
Kos t en der n i ch t  a l s  Ans t a l t sp f l ege gewäh r t en 
Krankenbehand l ung ( Un fa l l he i l behand l ung ) nach 
Ka l ende r t agen abzuge l t en s i nd , l i egt auch dann 
noch vor , wenn d i e  Behand l ung am s e l ben 
WOchent ag der zwe i t en Woche s t a t t f i ndet . 

( 2 )  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a ss ung 

E r sa t zansprUCh des Träge r s  der S oz i a l h i l fe 

§ 1 73 .  ( 1 )  und ( 2 )  unverände r t .  

( 3 )  W i r d  e i n  Pen s i onsberech t i g t e r  au f Kos t en e i ne s  
Träger s d e r  Soz i a l h i l fe i n  e i nem A l t er s ( S i echen ) h e i m  
oder F ü r sorgeer z i ehungshe i m ,  e i ne r  He i l - und 
P f l egean s t a l t  für Nerven- und Ge i s tesk r anke , e i ner 
Tr 1 nkerhe 1 l s t ä t t e  oder e i ner ähn l i chen E i n r i c h t ung 
verp f l eg t , so geh t für d i e  Ze i t  d i eser Ans t a l t sp f l ege 
der AnsprUch au f Pen s i on ( e i nsch l i eß l i ch a l l fä l l i ger 
Zu l agen und Zusch l äge ) b i s  zur Höhe der P f l egegebOhren , 
höchs t en s  j edoch b i s  80 vH , wenn der Pen s i onsberech t i g t e  
aufgrund e i ner ges e t z l i chen Ver p f l i ch t ung für den 
Unt erha l t  e i ne s  Angehör i gen zu sorgen h a t , b i s  zu 50 vH 
d i eses Anspruches auf den Träger der Soz i a l h i l fe über . 
Der vom Anspruchsübergang er faß t e  Be t r ag vermi nder t s i ch 
für j eden we i t eren unterha l t sberech t i gt en Angehör i gen um 
j e  1 0  v .  H .  d i eses Anspruche s . Wenn und sowe i t  d i e  
P f l egegebühren durch den vom Anspruchsübergang er faß t en 
Be t r ag noch n i c h t  gedeck t  s i nd ,  geh t  auch e 1 n  
a l l fä l l i ger Anspruch au f H i l f l osenzuschuß hÖChs t en s  b i s  
zu 80 v .  H .  au f den Träger der Soz i a l h i l fe über . D i e  dem 
Pen s i onsberech t i gt en für se i ne Angehör i gen zu 
be l as senden Be t r äge können vom Ver s i che r ungs t räger 
unm i t t e l ba r  an d i e  Angehör i gen ausgezah l t  werden . 

( 4 )  unveränder t .  

Haup t s t e l l e ,  L ande s s t e l l en und Außens t e l l en 

§ 1 83 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unver änder t .  

( 4 )  D i e  ör t l i che Zus t änd i gke i t der Landes s t e l l e  
r i ch t e t  s i ch nach dem Wohn s i t z des Ver s 1 cher t en .  

( 5 )  und ( 6 )  unver änder t .  

Ver S i cherungsver t re t er 

§ 1 85 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unverände r t .  

( 5 ) D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper ver sehen i hr 
Amt a u f  Grund e i ne r  ö f fen t l i chen Verp f l i ch t ung a l s  

SE I TE 1 7  

BSVG-Vorgesch 1 .  Fassung 

E r sa t zansprUCh des Träge r s  der Soz i a l h i l fe 

§ 1 73 .  ( 1 )  und ( 2 )  unve ränder t .  

( 3 )  W i r d  e in Pen S i onsberech t i gt er a u f  Kost en e i ne s  
Träger s der Soz i a l h i l fe i n  e i nem A l t e r s ( S i echen ) he i m  
oder F ü rsorgeer z i ehungshe i m ,  e i ner He i l - und 
P f l egeans t a l t  für Nerven- und Ge i s teskranke , e i ner 

* Tr i nkerhe i l s t ä t t e  oder e i ne r  ähn l i chen E i nr i ch t ung bzw . 
* außerha l b  e i ner d i eser E i n r i ch tungen i m  Rahmen e i nes 
* Fam i l i enver bandes oder a u f  e i ner P f l eges t e l l e e i ner 
* k i rch l i chen oder anderen kar i t a t i ven Vere i n i gung 
* ver p f l egt , so geh t für d i e  Zei t d i eser P f l ege der 
* AnsprUch auf Pen s i on ( e i nsch l i eß l i ch a l l fä l l i ger Zu l agen 
* und ZUSCh l äge ) b i s  zur Höhe der Ver p f l egskos t en ,  
* höch s t en s  j edoch b i s  zu 80 vH , wenn der 
* Pens i onsberech t i g t e  aufgrund e i ner geset z l i chen 
* Ver p f l i ch t ung für den Un t erha l t  e i nes Angehör i gen zu 
* sorgen hat , b i s  zu 50 vH d i eses Anspruches a u f  den 
* Träger der Soz i a l h i l fe über . Der vom Anspruchsübergang 
* er f aß t e  Be t r ag vermi nder t s i ch für j eden we i t eren 
* un t er ha l t sberech t i gt en Angehör i gen um je 1 0  v .  H .  d i eses 
* Anspruches . Wenn und sowe i t  d i e  P f l egegebühren durch den 
* vom Anspr uch sübergang er faß t en Bet r ag noch n i ch t  gedeck t 
* s i nd ,  geh t auch e i n  a l l fä l l iger Anspruch au f 
* H i l f l osenzuschuß höchs t en s  b i s  zu 80 v .  H .  au f den 
* Träger der Soz i a l h i l fe über . ,D i e  dem * Pens i on sberech t i gt en für ' se i ne Angehör i gen zu 
* be l a s senden Bet r äge können vom Ver S i cherungs t r äger 
* unmi t t e l bar an d i e  Angehör i gen ausgezah l t  werden . 

( 4 )  unver änder t .  

Haup t s t e l l e ,  Landes s t e l l en und Außen s t e l l en 

§ 1 83 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unver änder t .  

( 4 )  D i e  ör t l i che Zus t änd i gke i t  der Landes s t e l l e  
* r i ch t e t  s i ch nach dem Wohns i t z  des Ver s i cher t en 1 m  
* I n l and , i n  E rmange l ung e i ne s  s o l chen nach dem ( l e t z t en )  
* Be t r i ebss i t z i m  I n l and . 

( 5 )  un� ( 6 )  unveränder t .  

Ver S i cherungsver t re t er 

§ 1 85 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unver änder t .  

( 5 ) D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper ver sehen i hr 
Amt a u f  Grund e i ner ö f fen t l i chen Ver p f l i ch t ung a l s  
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eSVG-Ge l tende F a ssung 

E hr en amt ; i hre Tä t 1 gke i t  i n  Ausübung d i eses Amtes 
begründet ke i n  D i enstverhä l t n i s  zum Ver s i cherungs t r äger . 
Den M i t g l i edern der Verwa l t ungskör per , ferner den aus 
i hrer F unk t i on ausgesch i edenen Obmänn er n . 
Obmann-S t e l l ver t re t ern , Vor s i t zenden und 
Vor s i t zenden-S t e l l ver t retern des 
Überwachungsau s schusses , Vor S i t zenden und 
Vor s i t zenden-St e l l ver t retern der Landess t e l l enausschüsse 
sow i e  den H i n t er b l i ebenen der genannten Funk t i onäre 
können j edoch E n t schäd i gungen gewähr t werden . O i e  
E n t sche i dung über d i e  Gewährung der E n t schäd i gungen 
sow i e  über i hr Ausmaß ob l i egt dem Vor s t and . Der 
Bundesm i n i s t er für soz i a l e Verwa l t ung ha t h i e für nach 
Anhörung des Haup t verbandes der ös t erre 1 ch i schen 
Soz i a l vers i cherung s t r äger Grundsä t ze aufzus t e l l en und 
für ver b i nd l i ch zu erk l ären ; i n  d i esen Grundsä t zen s i nd 
e i nhe i t l i che Höchs t sä t ze für Re i sekos t enen t Schäd i gungen 
und S i t zungsge l der sow i e  un t er Berück s i ch t 1 gung des 
ör t l i chen W 1 rkungsbere i ches , der Zah l der Ver s 1 cher t en 
und der Dauer der F unk t i onsausübung 

a )  Höchs t sä t ze für d i e  Funk t i onsgebühren der 
M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper fes t zuset zen 
und 

b )  das Höc h s t ausmaß und d i e  Vor ausset zungen für 
d 1 e  Gewährung von E n t schäd 1 gungen an 
ausgesc h i edene Funk t i onäre bzw . deren 
H i n terb l i ebene i n  der We i se zu r ege l n ,  d a ß  d i e  
Gewährung der E n t schäd 1 gung un t er Bedacht nahme 
auf d i e  R ich t l i n i en für d i e pens 1 0nsrecht 1 1 chen 
Verhä l t n i sse der 
Soz 1 a l ver s 1 cherungsbed i en s t et e n  von der 
E r r e i chung e i nes bes t immt en An fa l l sa l t er s  sow 1 e  
von e i ner M i ndes t dauer der Ausübung der 
Funk t i on abhäng i g  gemach t  w i rd ;  ferner i s t  
vor zusehen , daß auf d i e  E n t schäd i gung a l l e 
E i nkün f t e  des ausgesch i edenen Funk t i onär s bzw . 
der H i n t erb 1 1 ebenen m i t Ausnahme der Pens i on 
aus der gese t z 1 1 chen Soz i a l ver s i cherung 
anzurechnen s i nd ;  n 1 ch t  anzurechnen 1 s t  ferner 
e i n  Ruhe- oder Ver sorgungsgenuß von e i ner 
öf fent l i ch-recht l i chen Geb i e t skörper scha f t . 
i nsowe i t  e r  nach Ar t und Ausmaß m 1 t e i ner 
Pens 1 0n aus der geset z l i chen Soz i a l ver s i cherung 
ver g l e i chbar i s t . 

( 6) und ( 7 )  unveränder t .  

SE I TE 1 8  

* 

B5VG-VorgeSCh 1 .  F as sung 

Ehrenamt ; i hre Tä� 1gke i t  1 n  Ausübung d i eses Amtes 
begrQndet k e-i n Di enstverhä l tn i S  zum Ver s i Cherungs t r äger . 
Den Mi t gl i edern der Verwa l t ungSkörper , ferner den aus 
i hrer Funk t ton ausgesch 1 edenen Obmännern ,  
Obmann-S t e l l ver t reter n , Vor s i t zenden und 
Vor s i  t zenden-S t e l l ver t r et er n  des 
Überwachungs.aus schusses , Vor s i  t zenden und 
Vor S 1 t zenden-S t e l l ver t r et er n  der L andes s t e l l enausschQs se 
sow i e  den H i n t er b 1 1 ebenen der genann t en Funk t i onäre 
können J edoch E n t SChäd i gungen gewäh r t werden . D 1 e  
E n t sche i dung über d i e  Gewäh rung der E n t schäd i gungen 
sow i e  über i h r  Ausmaß ob l i eg t  dem Vor s t and . Der 
Bundesm i n i s t er für soz i a l e  Verwa l t ung h a t  h i efür n ach 
Anhörung des Haupt verbandes der ös t er r e i ch i schen 
Soz i a l ver s i cherungs t räger Grundsä t ze aufzus t e l l en und 
für ver b i nd l i ch zu erk l ären ; 1 n  d i esen Grundsät zen s i nd 
e i nhe i t l i che Höchs t sä t ze für Re i sekos t enen t SChäd i gungen 
und S i t zungsge l der sow i e  un t er Ber ück s i ch t i gung des 
ör t l i chen W i r kungsber e i ches , der Zah l der Ver s i cher t en 
und der Dauer der Funk t i onsausübung 

a )  Höchs t sä t ze für d i e  Funk t i onsgebühren der 
M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper fes t zuset zen 
und 

b )  das Höchst ausmaß und d i e  Vor ausse t zungen für 
d i e  Gewährung von E n t SChäd i gungen an 
ausgesch i edene Funk t i onäre bzw . deren 
H i n t erb l i ebene i n  der We i se zu r ege l n ,  daß d i e  
Gewährung der E n t SChäd i gung un t er Bedac h t nahme 
auf d i e  R i ch t l i n i en für d i e  pens i onsrech t l i chen 
Ver hä 1 t  n i sse der 
Soz i a l ver s icherungsbed i en s t e t en von der 
E r re 1 Chung e i nes bes t i mmt en An fa l l sa l t er s  sow 1 e  
von e i ner M 1 ndes t dauer der Ausübung der 
Funk t i on abhäng i g  gemach t  w i r d ;  ferner i s t  
vor zusehen , daß au f d i e  E n t SChäd i gung a l l e 
E i nkün f t e  des ausgesch i edenen Funk t i onär s  bzw . 
der H i n t erb l i ebenen m i t Ausnahme der Pen s i on 
aus der geset z 1 1 chen Soz i a l ver s i cherung 
anzurechnen s.1 nd ; n 1 ch t anzurechnen i s t ferner 
e 1 n  Ruhe- oder Versorgungsgenuß von e i ner 
öf fen t 1 1 ch-rec ht l i chen Geb i e t skörper scha f t , 
i nsowe i t  er nach Ar t und Ausmaß m1 t e 1 ner 
Pensi on a�s der gese t z 1 1 chen Soz 1 a l ver s 1 cherung 
vergl e i chbar i s t . 

§ 72 Abs .  4 g i l t  ent sprechend . 

( 6 )  und ( 7 )  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s s ung 

S a t zung 

§ 2 1 3 .  ( 1 )  b i s ( 3 )  unveränder t .  

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* 
* 
* 
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* 
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* 

1 * 
* 
* 

BSVG-Vorgesch l .  Fas sung 

S a t zung 

§ 2 1 3 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Durch d i e  S a t zung des Ver S i cher ungs t räger s kann 
vorgesehen werden , daß Ange l egenhe i t en , d i e  in den 
W i rk ungsbe r e i ch der Hauo t ve r samm l ung , des Vor s t andes 
oder e i nes durch d i e  S a t zung e r r i Ch t e t en s t änd i gen 
Aus schusses fa l l en , be i Gefahr i m  Ver zug zur Abwendung 
e i nes dem Ver S i Cherungs t räger drohenden Schadens bzw . 
zur S i cher ung e 1 nes dem Ver s i Cherungs t r äger en t gehenden 
Vor t e i l es vor l äu f i g  durch Ver fügung des Obmannes zu 
rege l n  s i nd , wenn der i n  Be t r ac h t  kommende 
Verwa l t ungsköroer n i ch t  rech t ze i t i g zusammen t r e t en kann . 
D i e  Ver fügungen s i nd i m  E i nvernehmen m i t den 
S t e l l ver t r e t ern des Obmannes zu t re f fen , be i i hr er 
Abwesenhe i t  oder i hrer Ver h i nder ung auch ohne deren 
M i t w i rkung . Der Obmann hat i n  der ar t i gen Fä l l en vom 
zus t änd i gen Verwa l t ungskör oer d i e  nach t räg l i che 
Genehm i gung e i nzuho l en .  

( 5 )  Abs . 4 g i l t  auch für Ange l egenhe i t en , i n  denen 
der Vor s t and gemäß § 1 97 Abs .  , im E i nver s t ändn i s  m i t 
dem Überwachungsaus schuß vor zugehen h a t . I n  so l chen 
Ange l egenhe i t en hat der Obmann ,  wenn d i es ohne Au f schub 
mög l i ch i s t , auch das E i nvernehmen m i t dem Vor s i t zenden 
des Überwachungsaus schusses herzus t e l l en . O i e ser h a t  d i e  
yon i hm abgegebene S te l l ungnahme dem 
Uberwachungsausschuß zur n ach t räg l i chen Besch l uß fas sung 
vor z u l egen . 

( 6 )  I n  Ange l egenhe i t en , d i e  i n  den W i r kungskr e i s  des 
L andess t e l l enausschusses fa l l en ,  g i l t  Abs . 4 
e n t sorechend m i t der Maßgabe , daß d i e  dor t beze i chnet en 
Be fugn i s se des Obmannes dem Vor s i t zenden des 
be t r e f fenden L andes s t e l l enaus schusses zust ehen . 

Sonder bes t immung für ZO l l aus sch l ußgeb i e t e  

§ 235 a .  Zur DurChführung der Soz i a l ve r s i cherung 1 n  
Zol l aussch l ußgeb i et en k ann der Bundesm i n i s te r  für 
soz i a l e  Verwa l t ung das Nähere ,  w i e  i nsbesonder e  d i e  
Fes t se t zung von Sch i l l i ngbe t rägen i n  Bet rägen i n  der 
j ewe i l s  i m  Zo l l aus sch l ußgeb i e t  ge l t enden F r emdwährung . 
durch Ver or dnung rege l n . 
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